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3. Oktober: Start für Radio Indaba! 
 
Es ist soweit: Am Donnerstag, dem 3. Oktober um 16 Uhr, wird die erste 
Ausgabe unseres neuen Radioprogramms „Radio Indaba“ bei Radio Orange 
94.0 auf Sendung gehen.  
 
Wir widmen uns schwerpunktmäßig den politischen Entwicklungen in Südafrika seit der 
historischen Wahl von Ende Mai. Außerdem werfen wir einen Blick auf die bevorstehende 
Wahl in Namibia und vergangene sowie kommende Veranstaltungen der SADOCC.  
Wir würden uns über reges Interesse freuen. 
 
Für den Anfang planen wir für jeden zweiten Monat eine jeweils halbstündige Sendung  
an jedem ersten Donnerstag, d. h. nach dem 3. Oktober wieder am 5. Dezember.  
Unser Radiomacher ist Alexander Kupfer, südafrika- und radiointeressierte Mitarbeiter/in- 
nen sind herzlich willkommen! 

SADOCC 
 
Das Dokumentations- und Kooperationszentrum  
Südliches Afrika in Wien setzt sich für eine solidarische  
Außen-, Wirtschafts- und Entwicklungspolitik gegenüber  
den Ländern des Südlichen Afrika ein. 

SADOCC 
»     Dokumentation und Bibliothek in  
      1040 Wien, Favoritenstraße 38/18/1  
      (Öffnungszeiten auf Anfrage) 
      Tel. 01/505 44 84 
      Fax 01/505 44 84-7 
      www.sadocc.at 
»    das quartalsweise erscheinende Magazin INDABA 
»     monatliche Veranstaltungen: »Forum Südliches Afrika« 
»     Stadtspaziergänge »Afrikanisches Wien« 
»     Nelson Mandela-Tag jeden 18. Juli  
 
Interessierte Einzelpersonen und Institutionen kön nen 
SADOCC durch ihren Beitritt als unterstützende Mitglieder 
fördern. In der Mitgliedsgebühr von jährlich EUR 30,–  
(für Institutionen EUR 50,–) sind sämtliche Aus sendungen  
und Einladungen enthalten.  
Das Abonnement von INDABA kostet EUR 18,–. 
Abos, Mitgliedsbeiträge und Spenden bitte auf unser  
Konto bei der BA-CA, IBAN AT57 1200 0006 1051 2006, 
BIC BKAUATWW.

Elfriede Pekny-Gesellschaft 

Die Elfriede Pekny-Gesellschaft zur Förderung 
von Southern African Studies in Österreich 
(benannt nach der Ende 2004 verstorbenen 
SADOCC-Generalsekretärin) ist der 
wissenschaftliche Arm von SADOCC.  
 

Letzte Buchveröffentlichungen: Begegnung 
Südliches Afrika – Arbeit und Leben global 
gedacht. Reader zum gleichnamigen Projekt 
(Segal Hussein), Geschichte der Anti-Apart- 
heid-Bewegung in Österreich (Bernhard 
Bouzek). 
 

Wir ersuchen um Spenden – diese können  
laut Bescheid des zuständigen Finanzamtes 
von der Steuer abgesetzt werden. 
 

Kto. Nr. 507 860 22463, BLZ 12000,  
IBAN AT21 1200 0507 8602 2463,  
BIC BKAUATWW 
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Liebe Leserinnen und Leser!

Walter Sauer  

. . . . . . . . . . . . . . . . . .EDITORIAL

Zu einem anregenden Gespräch mit Professor Patrick Bond, Gallionsfigur der außer-
parlamentarischen Linken in Südafrika und darüber hinaus, traf ich mich dieser Tage – 
eine Konferenz der EuroMemo Gruppe für alternative Wirtschaftspolitik in Europa bot die 
Gelegenheit dafür. Ziemlich bald sprachen wir über Fragen der Klimapolitik, und wie die 
multinationalen Konzerne, die zu den größten Verursachern von CO2-Emissionen in Süd-
afrika zählen, zu mehr Nachhaltigkeit gebracht werden könnten 

(der Markt allein wird es nicht regeln). Vielleicht 
würde Patrick über seine Ideen im INDABA be-
richten? Zum Abschied schrieb er für uns eine 
herzliche Widmung in sein Buch „Talk Left, Walk 
Right“, in dem er 2006 die Bemühungen Thabo 
Mbekis um Veränderungen der Machtverhältnisse 
zwischen Nord und Süd – einer „globalen Apart-
heid“ – analysierte (Abb.). 

Auch in der Tätigkeit von SADOCC spielt die 
Klimakrise eine wichtige Rolle. Schnee auf dem 

Gipfel des Tafelbergs, Wassermangel in Gauteng, seit Jahren 
Dürrekrise in Namibia und den anderen Ländern im Südlichen 
Afrika – die dramatischen Auswirkungen sind nicht zu leugnen. 
Mit „Klimawandel in Afrika. Folgen der Erderwärmung  und was 
man dagegen tun kann“ beschäftigte sich ein Vortrag im Rahmen unserer Reihe FORUM 
SÜDLICHES AFRIKA am 20. Juni. Es war uns gelungen, eine prominente Referentin 
dafür zu gewinnen: Renate Christ, Biologin, langjährige Mitarbeiterin des UNO-Umwelt-
programms und später Leiterin des Sekretariats des Weltklimarats IPCC in Genf. Vor 
zahlreichem Publikum stellte sie nicht nur Auswirkungen der weltweiten Klimaveränderung 
und Maßnahmen dagegen im Detail vor, sondern betonte auch die Notwendigkeit,  
Klimapolitik mit nachhaltiger Entwicklung in Einklang zu bringen. 

 
 
 
 
 
 
PS: Versäumen Sie übrigens die erste Ausgabe unseres neugegründeten „Radio  

Indaba“ nicht! Sie geht am 3. Oktober um 16 Uhr bei Radio Orange 94.0 auf Sendung 
(zu empfangen in Wien auf der UKW-Frequenz 94,0 MHz sowie per Live-Stream im  
Internet). U. a. hören Sie dort die Botschaft von William Kentridge im Original (siehe  
S. 17). Verantwortlich für ein lebendiges Programm, vorerst nur alle zwei Monate, ist 
Alexander Kupfer, ehrenamtliche Mitarbeiter/innen sind willkommen. 
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Patrick Bonds Widmung für SADOCC



etwa 64 Millionen Menschen leben 
in Südafrika. Exakt 16.290.760 

von ihnen haben bei den Parlaments-
wahlen Ende Mai ihre Stimme abge-
geben, wovon über 200.000 ungültig 
waren (INDABA 122/24). Das demo-
kratische System Südafrikas wird also 
getragen von ziemlich genau einem 
Viertel der Bevölkerung. Der African 
National Congress (ANC), der als 
stärkste Kraft im Kapstädter Parlament 
trotz des erstmaligen Verlusts seiner 
absoluten Mehrheit noch immer die 
Regierung anführt, vereinte etwas we-
niger als 6,5 Millionen Stimmen auf 
sich, repräsentiert also jeden zehnten 
Menschen im Land. Gewiß, Minder-
jährige und Ausländer waren von der 
Abstimmung ausgeschlossen.  

Dennoch, in einem Land, in dem 
eine demokratische Massenbewe-
gung vor nur 30 Jahren überhaupt erst 
das Wahlrecht für die schwarze Mehr-
heitsbevölkerung erkämpft hat, sind 
die Zahlen absolut ernüchternd. Sie 
sind Indikator der tiefen Krise des par-
lamentarischen Systems Südafrikas, 
Ausdruck verlorener Glaubwürdigkeit 
und einer aus Sicht weiter Teile der 
Bevölkerung schlicht geschwundenen 
Relevanz der politischen Führung. In 
vielen armen Gemeinschaften küm-
mert es nur noch die wenigsten, wer 
ihre Misere leidlich verwaltet. Zu weit 
entfernt ist die Politik von den Men-
schen. Von Aufbruchstimmung unter 
der ersten Koalitionsregierung in der 
Geschichte Post-Apartheid-Südafri-

kas ist nichts zu spüren. Dabei haben 
das Wahlergebnis und seine Folgen 
durchaus auch Positives gezeigt. Der 
ANC hat seine Niederlage unmittelbar 
eingestanden. Dystopien von einer 
„Nacht der langen Messer“, von poli-
tischer Gewalt, Wahlbetrug oder ähn-
lichem, hatten in der Realität keinen 
Platz. Südafrika hat sich als solide De-
mokratie bewiesen.  

Weniger erbaulich ist allerdings 
der Blick auf die Ursachen der Wahl-
niederlage des ANC. Denn die Partei 
wurde nicht aufgrund ihres Versagens 
in der Sozialpolitik, aufgrund verbrei-
teter Korruption oder wegen des  
Stagnierens der Wirtschaft abgewählt 
– sondern nahezu einzig und allein 
aufgrund des Wiedererstarkens des 
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Khayelitsha in Kapstadt: „…kümmert es nur noch die wenigsten, wer ihre Misere leidlich verwaltet“

. . . . . . . . . . . . . . . . . SCHWERPUNKT

Zentrumsbündnis mit  
teils fragwürdigem Anhang  

Nach dem Verlust seiner absoluten Mehrheit führt Südafrikas ANC eine  
Regierungskoalition aus insgesamt zehn Parteien an. Im Kern steht eine  
Zusammenarbeit mit der wirtschaftsliberalen DA. Die Partei des unter  
Korruptionsverdacht stehenden Ex-Präsidenten Zuma führt die Opposition an. 
Von Christian Selz (Kapstadt). 



Der südafrikanische Präsident Cyril Ramaphosa hat am 23. Juli 2024 
ein umfassendes Klimaschutzgesetz unterzeichnet, das Obergrenzen für 
große Emittenten festlegt und jede Gebietskörperschaft verpflichtet, 
einen Anpassungsplan zu veröffentlichen. Das Klimaschutzgesetz soll 
Südafrika in die Lage versetzen, seine Verpflichtungen zur Emissions-
reduzierung im Rahmen des Pariser Klimaabkommens zu erfüllen, so 
eine Erklärung der Klimakommission des Präsidenten (PCC).  

Das neue Gesetz markiere den Beginn einer neuen Ära für koordinierte 
Klimaschutzmaßnahmen in Südafrika. „Es weist nunmehr alle Staats-
organe explizit an, ihre Politik und Maßnahmen, Programme und Ent-
scheidungen zu überprüfen und gegebenenfalls zu überarbeiten, um 
sicherzustellen, daß die Risken der Auswirkungen des Klimawandels 
und die damit verbundenen Anfälligkeiten berücksichtigt werden“, so 
die Kommission. 

Südafrikas Volkswirtschaft ist aus historischen Gründen sehr kohlen-
stoffintensiv und gehört zu den fünfzehn größten Verursachern von Treib-
hausgasemissionen. Sie ist derzeit auf dem besten Weg, die Ziele des 
Pariser Abkommens zu verfehlen, weil sie bei der Stromerzeugung stark 
auf Kohle angewiesen ist. „Zweifellos erfordert jede erfolgreiche Klima-
schutzmaßnahme die Angleichung wichtiger sozialer, wirtschaftlicher, 
umweltpolitischer und politischer Maßnahmen“, sagt Crispian Olver, der 
Exekutivdirektor der PCC. „Wir treten in eine neue Phase des Klima-
schutzes ein und glauben, daß der Climate Change Act die institutionelle 
Kohärenz fördern und die Anpassung an den Klimawandel auf nationaler, 
provinzieller und lokaler Ebene verbessern wird.“  

Brandon Abdinor, ein Anwalt des südafrikanischen Centre for Envi-
ronmental Rights, stimmt dem vorsichtig zu: „Das Gesetz hätte zwar 
strenger ausfallen können, indem es z. B. übermäßige Treibhausgas-
emissionen zu einer Straftat gemacht hätte, aber zumindest gibt es jetzt 
Instrumente, die die Überwachung von Emissionen und Plänen zu ihrer 
Verringerung unterstützen, was die großen Emittenten effektiv dazu 
zwingen wird, sich mit der Dekarbonisierung ihrer Unternehmen zu be-
schäftigen“, so Abdinor. „Dies ist insofern von großer Bedeutung, als 
es das erste Mal ist, daß Maßnahmen gegen den Klimawandel direkt in 
nationales Recht umgesetzt werden. Es gibt natürlich noch viel zu tun, 
aber dieses Gesetz schafft die grundlegenden Voraussetzungen, damit 
dies geschehen kann.“ 

Das neue Gesetz legt für jeden staatlichen Sektor mit hohem Schad-
stoffausstoß – wie Landwirtschaft, Verkehr und Industrie – Emissionsziele 
fest, zu deren Erreichung die zuständigen Minister Maßnahmen ergreifen 
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Klimaschutz
2018 unter schweren Korruptionsvor-
würfen zum Rücktritt gezwungenen 
Ex-Präsidenten Jacob Zuma. Dessen 
neue Formation uMkhonto we Sizwe 
Party (MKP), benannt nach dem ehe-
maligen bewaffneten Arm des ANC 
während des Anti-Apartheid-Kampfes, 
holte aus dem Stand 14,6 Prozent der 
Stimmen. Zumas Erfolgsrezept dürfte 
Menschen in Europa bekannt vorkom-
men: ein Mix aus Hetze gegen Aus-
länder, Schwulenfeindlichkeit und Pro-
pagierung konservativ-traditioneller 
Werte, landestypisch garniert mit ei-
nem guten Schuß revolutionärer Rhe-
torik. Daß Zuma letztere nicht ernst 
meint, hat er von 2009 bis 2018 als 
Staatschef hinlänglich nachgewiesen. 

Mit ihrem ethnisch geprägten Natio-
nalismus punktete die MKP nahezu 
ausschließlich in Provinzen mit größe-
rer Zulu-Bevölkerung. In Zumas Hei-
matprovinz KwaZulu-Natal kam sie auf 
46 Prozent der Stimmen und ließ den 
ANC von einer absoluten Mehrheit 
2019 (55,5 Prozent) auf nur noch 17,6 
Prozent Wähleranteil abstürzen. Die 
Tendenz des Erstarkens ethnizisti-
scher, nationalistischer Kräfte wird 
auch durch den Erfolg der Coloured-
Partei Patriotic Alliance deutlich, die 
im Western Cape und Northern Cape 
stark hinzugewann. Moderate bürger-
liche Kräfte oder gar linke Parteien ha-
ben derweil von der Schwäche des 
ANC nicht profitiert. 

. . . . . . . . . . . . . . . . .SCHWERPUNKT

Cyril Ramaphosa:  
Vereidigung zur zweiten Amtszeit



die ANC-Führung um Präsident 
Cyril Ramaphosa und General-

sekretär Fikile Mbalula gab sich nach 
der Wahl bescheiden und geläutert. 
Man wolle nun auf die Wähler hören, 
so der Tenor, mit dem schließlich die 
Bildung einer Mehrparteienkoalition 
begründet wurde, die die Beteiligten 
als „Regierung der Nationalen Einheit“ 
(Government of National Unity, GNU) 
bezeichnen. In Südafrikas liberalen 
Leitmedien wird das zehn Parteien 
umfassende Bündnis in aller Regel als 
Koalition der vernünftigen Kräfte der 
Mitte dargestellt, die das Land gestal-
ten und voranbringen wollten – ob-
wohl das GNU auch Formationen  
wie die PA oder die rechtsextreme 
Weißen-Partei Freedom Front Plus 
(FF+) einschließt. Mit in Regierungs-
verantwortung sind nun zudem die 
Zulu-Nationalisten von der Inkatha 
Freedom Party (IFP), deren Milizen in 
den 1990er Jahren noch Massaker an 
ANC-Anhängern verübten, sowie die 
Kleinstparteien United Democratic 
Movement (UDM), Rise Mzansi, Al-
Jama-ah, Pan Africanist Congress of 
Azania (PAC) und GOOD, von denen 
keine mehr als drei Sitze hat. 

 

die Einschätzung, daß Südafrika 
nun von einer zentristischen  

Regierung geführt wird, ist dennoch 
nicht falsch. Denn im Wesentlichen ist 
das GNU eine verkappte Koalition des 
ANC mit der wirtschaftsliberalen De-
mocratic Alliance (DA). Gemeinsam 
haben die beiden Parteien 246 der 
400 Sitze im Parlament und bräuchten 
aufgrund ihrer komfortablen Mehrheit 
also keine weiteren Partner. Daß Ra-
maphosa dennoch auf das breite 
Bündnis setzt, dürfte vor allem daran 
liegen, daß eine reine Koalition mit der 
weiß-dominierten Mittel- und Ober-
schichtspartei DA für die ANC-Basis 

müssen. Das Gesetz sieht auch vor, daß der Umweltminister großen 
Treibhausgas emittierenden Unternehmen ein Kohlenstoffbudget  
zuweist, in dem eine Obergrenze für ihre Emissionen über einen be-
stimmten Zeitraum festgelegt ist.  

Diese Zuteilungen seien zwar noch nicht bestimmt worden und 
das Gesetz sehe noch keine Straftat vor, wenn der Grenzwert über-
schritten würde, so Abdinor. Aber Emittenten, die ihr Budget über-
schritten, würden wahrscheinlich einen höheren Steuersatz zahlen 
müssen. „Mit der Einführung verbindlicher Kohlenstoffbudgets er-
warten wir von den großen Unternehmen erhebliche Emissions-
reduzierungen“, sagt auch Harald Winkler, Experte für Klimapolitik 
an der Universität Kapstadt. „Transparenz in der jährlichen Bericht-
erstattung wird der Schlüssel sein“, fügt er hinzu. 

James Reeler, leitender Manager für Klimamaßnahmen beim World 
Wide Fund for Nature South Africa, begrüßte die Verabschiedung 
des Gesetzes, die nach fast zehnjährigen Diskussionen und sieben 
Jahre nach der Veröffentlichung des ersten Gesetzentwurfs – aber 
trotzdem noch früher als in Österreich (Anm. d. Red.) – zustandege-
kommen ist. „In diesem Zeitraum hat Südafrika über vier Milliarden 
Tonnen Kohlendioxid ausgestoßen, und die Auswirkungen des Kli-
mawandels auf das Leben und die Lebensgrundlagen der Menschen 
werden immer deutlicher. Die Bedeutung dieses Rahmengesetzes 
als Richtschnur für unsere Reaktion auf diese Krise kann gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden“, sagte Reeler. „Es bleibt noch 
viel zu tun, aber das Klimaschutzgesetz bietet dem Land – und all 
seinen Bürgern – einen wichtigen rechtlichen Rahmen, um die 
schädliche und ungerechte Zukunft, die ansonsten festgeschrieben 
war, zu überwinden und eine Vision für eine nachhaltige Entwicklung 
zu verwirklichen.“ 

Der Gesetzentwurf ist das jüngste Anzeichen dafür, daß die neue 
südafrikanische Regierung in Sachen Klimawandel und erneuerbare 
Energien aggressiver vorgehen könnte als ihre Vorgänger. Der neue 
Energieminister hat versprochen, den Übergang zu erneuerbaren 
Energien zu beschleunigen, aber es sind nur wenige konkrete Pläne 
bekannt geworden. Auch die Finanzierungspläne zur Unterstützung 
des neuen Gesetzes sind unklar. Westliche Geber bieten Kredite in 
Milliardenhöhe an, um die Umstellung zu finanzieren, aber südafri-
kanische Beamte sagen, daß dies kaum an der Oberfläche der be-
nötigten Mittel kratzt. 

(Red.) 
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und die Stammwähler schwer verdau-
lich gewesen wäre. Darüber hinaus 
macht das GNU den ANC weniger 
erpreßbar, denn selbst wenn die DA 
das Bündnis verlassen und sich mit 
allen in der Opposition verbliebenen 
Parteien verbünden würde, gäbe es 
im Parlament lediglich ein Patt, das 
GNU hätte dann noch exakt 200 
Sitze. Ramaphosa nutzt die Vielpar-
teienkoalition zudem ganz offensicht-
lich, um seine Partner – die für den 
ANC perspektivisch selbstverständ-
lich politische Gegner bleiben – ge-
geneinander auszuspielen. Exempla-
risch zeigte sich das bei der 
Besetzung der Ministerposten: Wäh-
rend DA-Chef John Steenhuisen das 
Agrar-Ressort bekam, ernannte der 
Staats- und Regierungschef den Prä-
sidenten (und einzigen Abgeordneten) 
des inzwischen nahezu bedeutungs-
los kleinen, radikal-panafrikanistischen 
PAC, Mzwanele Nyhontso, zum Mini-
ster für Landreform. Hier treffen künf-
tig also die Interessen des noch immer 
stark von Weißen dominierten Agrar-
Kapitals auf einen Fürsprecher einer 
weitreichenden Landreform inklusive 
Verstaatlichungen zur Umverteilung an 
landlose Schwarze. 

Ramaphosa nimmt derweil die 
Rolle eines Übervaters ein und pro-
pagiert eine Zusammenarbeit über 
Parteigrenzen hinweg. In seiner An-
trittsrede vor dem Parlament stellte er 
Mitte Juli zudem einen Nationalen Dia-
log in Aussicht, durch den alle gesell-
schaftlichen Kräfte Südafrikas an der 
Entwicklung des Landes beteiligt wer-
den sollten. Der Verkündung des 
Plans folgten seitdem allerdings kei-
nerlei konkrete Details, sodaß derzeit 
nicht feststeht, wer wie in welche Ge-
spräche eingebunden werden soll. 
Nicht einmal ein vager Zeitplan wurde 
bisher verkündet. 

Einen Ausblick auf die Agenda sei-
ner Regierung lieferte Ramaphosa in 
seiner Ansprache vor den Abgeord-
neten aber sehr wohl. „Es gibt einen 
Wandel in der Form der Regierungs-
führung und Reformen, die zu Wirt-
schaftswachstum führen werden, in-
dem mehr Investitionen angezogen 
werden, was zu einer Reduzierung 
von Arbeitslosigkeit, Ungleichheit und 
Armut führt“, stellte der Präsident sein 
Wunschszenario für seine zweite  
vollständige Amtszeit dar. Die Reihen-
folge ist entscheidend, um zu verste-
hen, welche Art Politik die Südafri-
kaner nun erwartet. Kurz gesagt lautet 
die Parole: Wenn es der Wirtschaft 
gut geht, geht es allen gut. Von der 
DA bekam Ramaphosa dafür erwart-
baren Applaus. „Wir heißen das Ein-
geständnis, daß Wirtschaftswachs-
tum der Startpunkt zum Beheben 
vieler sozialer Probleme und zum 
Schaffen einer gerechten und glei-
chen Gesellschaft ist, mit offenen Ar-
men willkommen“, triumphierte Steen-
huisen.  

Die völlige Zerschlagung des So-
zialstaats wird das vorerst nicht be-
deuten. Ramaphosa kündigte an, das 
während des Corona-Lockdowns ein-
geführte Notsozialgeld (Social Relief 
of Distress Grant, SRD) in eine regu-

läre Sozialhilfe überführen zu 
wollen. Auch von der Schaf-
fung einer universellen Ge-
sundheitsversorgung durch 
eine National Health Insu-
rance (NHI) will der ANC trotz 
Widerstand aus der DA nicht 
abrücken. Zu erwarten steht 
jedoch, daß die neoliberalen 
Kräfte in beiden Parteien dar-
auf drängen werden, das Sy-
stem so weit wie möglich in 
Richtung einer Public-Private-
Partnership mit günstigen Kon-

ditionen für private Gesundheits-
dienstleister zu drängen. 

 

begleitet wird die Regierungs-
arbeit künftig von einer Opposi-

tion, die mit Ausnahme einer handvoll 
Kleinstparteien aus zwei de-facto 
ANC-Abspaltungen besteht: Zumas 
MKP und den Economic Freedom 
Fighters (EFF) des ehemaligen Prä-
sidenten der ANC-Jugendliga, Julius 
Malema. Beide Protagonisten sind mit 
Korruptionsvorwürfen belastet: Zuma 
aufgrund des ausufernden State Cap-
ture-Systems seiner Amtszeit als 
Staatspräsident sowie im Zusammen-
hang mit einem Waffengeschäft in den 
1990er Jahren, Malema in Verbindung 
mit dem Bankrott der Kleinanleger-
bank VBS Mutual. Beide Lager for-
dern Verstaatlichungen, wobei Zuma 
vor allem die Rolle der traditionellen 
Autoritäten stärken will, während die 
EFF ein sozialistisches Programm 
haben. Letztere mußten allerdings ge-
rade den Abgang ihres Gründungs-
vizepräsidenten und programmpoliti-
schen Strategen Floyd Shivambu 
hinnehmen, der sich nach Nieder-
legung seiner Parteiämter umgehend 
der MKP anschloß. Fraktionsvorsit-
zender der Zuma-Partei und damit 
Oppositionsführer ist derweil John 

John Steenhuisen – hier noch als Klubobmann  
der oppositionellen DA
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. . . . . . . . . . . . . . . . . SCHWERPUNKT

Hlophe, der erst im Februar dieses 
Jahres durch das Parlament seines 
Amtes als Gerichtspräsident des  
Western Cape High Court enthoben 
wurde, weil er versucht haben soll, 
Verfassungsrichter in Korruptionsver-
fahren gegen Zuma zu beeinflussen. 
Hlophe ist damit der einzige Richter 
der Post-Apartheid-Ära, der so von 
seinem Posten entfernt wurde. Inzwi-
schen sitzt er selbst in der Parlaments-
kommission, die über die Ernennung 
und Entlassung von Richtern entschei-
det. 

 

unterm Strich bekommt Südafrika 
also eine breit aufgestellte Re-

gierung, was einen gewissen Kontroll-
effekt zwischen den beteiligten Par-
teien erhoffen läßt. Die Tatsache, daß 
der ANC es sich nicht nehmen ließ, 
Charaktere wie Malusi Gigaba oder 
Zizi Kodwa erneut ins Abgeordneten-
haus zu entsenden, spricht allerdings 
Bände. Ersterer war unter Zuma  
Minister für Staatsunternehmen und 
wurde von der Kommission zur Auf-
arbeitung der State-Capture-Krise  
mit schweren Korruptionsvorwürfen 
belastet. Letzterer war unter Rama-
phosa Minister für Sport und Kultur 

und ist derzeit lediglich gegen Kaution 
auf freiem Fuß, während ein Korrupti-
onsverfahren gegen ihn läuft.  

Zudem verliert das Parlament 
durch den Übergang der DA in die 
Regierung eine klassische Wächter-
Opposition, die über drei Jahrzehnte 
die Kapazität aufgebaut hatte, die  
Regierung oft auch über Gerichtsver-
fahren zu kontrollieren. Keine der jet-
zigen Oppositionsparteien hat diese 
institutionelle Erfahrung, ein ähnliches 
Agieren ist aufgrund ihrer vorwiegend 
populistischen Ausrichtung auch nicht 
zu erwarten. Zudem besteht die  
Gefahr, daß bei einem weiteren  
Stagnieren der sozialen und ökonomi-
schen Situation im Land insbesondere 
nationalistische Kräfte wie die MKP 
weiteren Zuwachs bekommen. Die  
erhoffte Weiterentwicklung der süd-
afrikanischen Demokratie durch den 
Verlust der absoluten Mehrheit des 
ANC könnte sich so ins Gegenteil  
verkehren.  

 
 

 

Christian Selz arbeitet seit 2017 als freier 

Journalist in Kapstadt. Sein Fokus liegt auf 

Arbeit, Wirtschaft und sozialen Kämpfen. 
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Jacob Zuma – graue Eminenz hinter der MKP

Ende von  
„load shedding“?

Bereits 161 Tage in Folge ohne 
Stromausfälle auf nationaler Ebene 
(das kann im Bereich lokaler Ener-
gieversorger anders sein) konnte 
Südafrika bis Ende August 2024 ver-
zeichnen – eine im Vergleich zu den 
Vorjahren sehr erfreuliche Bilanz. An 
„nur“ 83 Tagen fielen die Energielie-
ferungen durch ESKOM für be-
stimmte Zeitspannen und in bestimm-
ten Regionen aus. 

Energieminister Kgosientsho Ra-
mokgopa warnte zwar vor Euphorie, 
die Stromerzeugungskrise sei noch 
nicht überwunden. Eine Lösung des 
sog. „load shedding“-Problems sei 
aber „zum Greifen nahe“. Vor allem 
die beiden Kohlekraftwerke Medupi 
und Kusile, die über Jahre hinweg we-
gen technischer Probleme und we-
gen schwerer Sabotage ausgefallen 
waren, wären nun endlich in der Lage, 
Strom ins Netz einzuspeisen, und 
auch für Koeberg bestünden gute 
Aussichten. In den kommenden Wo-
chen würden somit insgesamt 2.500 
Megawattstunden mehr zur Ver-
fügung stehen, so der Minister. 

Auch wenn dadurch noch keines-
wegs alle Engpässe bewältigt sind, 
schlug sich die verbesserte Energie-
versorgung bereits in einer leichten 
Erholung der Volkswirtschaft nieder. 
Nach Angaben von Statistics South 
Africa wuchs die Wirtschaft im zwei-
ten Quartal 2024 leicht (um 0,4 %), 
während sie im ersten Quartal noch 
stagniert hatte. Der Sektor Strom-, 
Gas- und Wasserversorgung wuchs 
sogar um 3,1 %, was nach Angaben 
von Stats SA auf höhere Stromerzeu-
gung und Wasserversorgung (kein 
„load shedding“) zurückzuführen ist.  
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Namibia – Israel. Mit Rücken-
deckung der Regierung hat die nami-
bische Hafenautorität Namport am  
25. August einem unter portugiesi-
scher Flagge fahrenden Schiff die Ein-
fahrt in namibische Hoheitsgewässer 
verweigert. Insiderinformationen zu-
folge stand die „MV Kathrin“ im Ver-
dacht, Waffen für Israel zu transpor-
tieren. Schon im Juli war ein 
holländisches Schiff, die „MV Nordic“, 
in Walvis Bay zwischengelandet; wie 
sich später herausstellte, transpor-
tierte sie eine indische Waffenliefe-
rung nach Israel. 

Mit der nunmehrigen Entschei-
dung reagierten die Behörden auf ei-
nen Appell des Economic and Social 
Justice Trust (ESJT) in Windhoek. 
„Sollte Namport einem Schiff mit Mu-
nition und Ausrüstung, die möglicher-
weise für den Krieg in Gaza verwen-
det wird, erlauben, in einem 
namibischen Hafen anzulegen, macht 
es sich und Namibia möglicherweise 
zu Komplizen an einem Völkermord“, 
so die Organisation. Dies widerspre-
che den Verpflichtungen Namibias 
aufgrund seiner Mitgliedschaft in der 
Völkermordkonvention. Wegen Verlet-
zung eben dieser Convention on the 
Prevention and Punishment of the 
Crime of Genocide hatte Südafrika 
am 29. Dezember 2023 Israel vor 
dem Internationalen Gerichtshof in 
Den Haag angeklagt (INDABA 
121/24). Die rechtzeitige Reaktion 
von Namport, abgestimmt mit dem Au-
ßen- und dem Justizministerium, sei 
ein „kleiner, aber signifikanter Sieg“, 
so der Vorsitzende des ESJT, Herbert 
Jauch. 

 
Mnangagwa – auf Lebenszeit? 

Bereits zwei Regionalkonferenzen der 

regierenden ZANU PF – Harare und 
Mashonaland West – haben sich per 
Ende August für eine Änderung der 
Verfassung Zimbabwes ausgespro-
chen. Diese soll dem amtierenden 
Staatsoberhaupt Emmerson Mnan-
gagwa eine weitere (dritte) Amtszeit 
über 2028 hinaus ermöglichen.  

Alternativ wird überhaupt gefor-
dert, die Begrenzung der präsidentiel-
len Amtszeit auf zwei Perioden ganz 
abzuschaffen. Die Resolutionen sollen 
offenbar den Boden für die vom 22. 
bis 27. Oktober in Bulawayo geplante 
sog. People’s Conference aufberei-
ten, die von ZANU PF jährlich abge-
halten wird, im heurigen Jahr bereits 
zum 21. Mal. Begründet wird die For-
derung damit, daß Mnangagwa da-
durch die Möglichkeit erhalten würde, 
den Entwicklungsplan Vision 2023 zur 
Gänze umzusetzen. Dies würde aller-
dings eine zweite Verfassungsände-
rung erfordern, weil laut derzeitiger 
Rechtslage nur ein zukünftiger Amts-
inhaber von einer Verlängerung oder 
Abschaffung der Amtszeitbegrenzung 
profitieren dürfte. 

Mnangagwas Präsidentschaft zu 
verlängern, wird in Parteikreisen in 
Zimbabwe bereits seit längerem dis-
kutiert. Eingeführt wurde die Begren-
zung auf zwei Perioden erst durch die 
Verfassung von 2013; der damalige 
Präsident Robert Mugabe – 2017 
durch einen Militärputsch gestürzt – 
hätte verfassungsmäßig somit noch 
bis 2023 regieren dürfen. Offenbar 
strebt nun auch sein Nachfolger 
Mnangagwa eine Amtszeit auf Le-
benszeit an. 

Wie wenig sich die Verhältnisse in 
Zimbabwe seit der Ablöse Mugabes 
geändert haben, zeigt die Verhaftung 
von 79 Mitgliedern der oppositionellen 
Citizens Coalition for Change in- 
klusive ihres Interimsvorsitzenden 

Jameson Timba. Die Gruppe hatte 
sich am 16. Juni im Privathaus des 
Parteiführers versammelt, um den „Tag 
des Afrikanischen Kindes“ zu bege-
hen. Die Versammlung wurde von der 
Polizei unter Einsatz von Schlagstök-
ken und Tränengas aufgelöst, wobei 
mehrere Teilnehmer/innen verletzt 
wurden. Zwischenzeitlich wurden sie 
wegen „Förderung öffentlicher Ge-
walt und ordnungswidrigen Verhal-
tens“ angeklagt, eine Freilassung ge-
gen Kaution wurde (zuletzt Mitte Juli) 
abgelehnt. 

Zimbabwe übernahm am 17. Au-
gust den Vorsitz der Southern African 
Development Community (SADC). 
Um mögliche Störungen auszuschlie-
ßen, wurden im Vorfeld zahlreiche 
Menschenrechtsaktivist/inn/en verhaf-
tet. Die Regierung sprach von „krimi-
nellen und opportunistischen Elemen-
ten innerhalb der Opposition sowie 
der Zivilgesellschaft“, gegen die die 
Behörden alle gesetzlichen Möglich-
keiten ausschöpfen würden. 

 
 

Hilfsaktion für Zimbabwe 
Angesichts der Dürrekatastrophe im 
Südlichen Afrika rufen die Päpstlichen 
Missionswerke (Missio Austria) zu  
einer Hilfsaktion für Zimbabwe auf 
(https://www.missio.at/projekt/not-
hilfe-nach-duerre-in-simbabwe/).  
 
Die gesammelten Gelder sind für die 
Hungerhilfe der Diözese Masvingo  
bestimmt, deren Bischof, Raymond 
Mupa, sich mit dem Ersuchen um  
Unterstützung an die österreichische 
Kirche gewendet hat. 
 
Spenden werden erbeten auf das 
Konto von missio, IBAN: AT96 6000 
0000 0701 5500, Kennwort:  
Zimbabwe.

 

… spektrum … 
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30 Jahre  
Berliner Initiative

In Anerkennung der wachsen-
den politischen Bedeutung der 
SADC, insbesondere nach dem 
Beitritt Südafrikas 1994, haben EU 
und SADC bei einem ersten Mini-
stertreffen am 6. September 1994 
in Berlin einen einzigartigen politi-
schen Dialog vereinbart – als Basis  
diente dabei die gemeinsame „Ber-
lin Declaration“.  

Mit ihr wurde die Struktur für ei-
nen verstärkten und umfassenden 
politischen Dialog geschaffen, der 
zu Frieden, Demokratie und nach-
haltiger Entwicklung in der SADC-
Region beitragen sollte. Zentrales 
politisches Element waren Minister-
treffen, die alle zwei Jahre stattfan-
den. In Erinnerung ist etwa das 
große EU-SADC Ministertreffen 
1998 in Wien (im Rahmen der 
österreichischen EU-Ratsprä-
sidentschaft). 

Die partnerschaftlichen Bewäl-
tigung globaler, kontinentaler und 
regionaler Herausforderungen. 
Frieden und Sicherheit, die Gleich-
stellung der Geschlechter, die wirt-
schaftlichen Stärkung des südli-
chen Afrikas sowie demokratischer 
Fortschritt durch Wahlen standen 
dabei auf der Agenda. Im Rückblick 
erfüllten sich die hohen Erwartun-
gen jedoch nicht. Obwohl bis heute 
weiterhin regelmäßig Treffen zwi-
schen EU und SADC stattfinden, 
haben sich wesentliche Teile des 
Dialogs zwischenzeitlich in andere 
politischen Foren verlegt.  

Stefan Brocza 

. . . . . . . . . . . . . . . . SÜDLICHES AFRIKA

Tanzania: Oppositionsführer 
verhaftet. Laut Mitteilung der oppo-
sitionellen Chadema-Partei wurden 
der prominente Politiker Tungu Lissu 
sowie vier weitere Repräsentanten der 
Organisation am 11. August 2024 in 
der Stadt Mbeya im Südwesten des 
Landes verhaftet. Die Polizeiaktin fand 
am Vorabend des (katholischen) Welt-
jugendtages statt, an dem die Politiker 
sprechen sollten. Einen Tag später 
wurden auch der Vorsitzende von 
Chadema, Freeman Mbowe, sowie 
der Chef ihrer Jugendorganisation in 
Gewahrsam genommen. 

Die Verhaftungen scheinen ein Jahr 
relativer politischer Toleranz zu been-
den, nachdem Staatspräsidentin 
Samia Hassan (INDABA 110/21) An-
fang vorigen Jahres das seit 2016 be-
stehende Verbot oppositioneller Kund-
gebungen aufgehoben und die 
Rückkehr zu einem „politischen Wett-
bewerb“ angekündigt hatte. Von den 
Behörden wurde die Maßnahme mit 
der Gefahr gewalttätiger Ausschrei-
tungen begründet, nachdem Cha-
dema in ihrem Aufruf zur Veranstaltung 
gefordert hatte, die Teilnehmer/innen 
sollten sich „wie die Jugend in Kenya“ 

verhalten, wo es in der Tat zu gewalt-
tätigen Protesten gekommen war. 
Mehrere Busse, die nach Mbeya un-
terwegs gewesen waren, wurden von 
der Polizei gestoppt und zurück-
geschickt. Ca. hundert Personen sol-
len in Iringa, einer nahegelegenen 
Stadt, kurzfristig verhaftet worden 
sein, weitere vierhundert in anderen 
Teilen des Landes. 

Tungu Lissu hatte 2017 ein Schuß-
attentat nur knapp überlebt und war 
daraufhin ins Ausland geflüchtet. Im 
Jänner 2023 kehrte er triumphal nach 
Tanzania zurück und wurde zum stell-
vertretenden Vorsitzenden von Cha-
dema gewählt. Auch wenn die verhaf-
teten Politiker wenige Tage später 
gegen Kaution freigelassen wurden, 
kritisierte die Opposition die Polizei-
aktion als Rückfall in die Zeit des au-
toritär regierenden Präsidenten John 
Magafuli (verstorben 2021). 

Im Spätherbst 2025 sollen in Tan-
zania Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen abgehalten werden. 

 
Hungerkrise in Lesotho. Auch 

das kleine Bergkönigreich steht am 
Rande einer humanitären Katastrophe. 

Lissu (vordere Reihe, 2. v. l.) nach seiner Rückkehr aus dem Exil
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Nachdem die Versorgung mit Nah-
rungsmitteln bereits Ende 2023 ge- 
fährdet war, sah sich Premierminister 
Ntsokoane Matekane am 13. Juli ge-
zwungen, einen nationalen Ernährungs-
notstand auszurufen. Ursache dafür ist 
die schwerste El-Niño-bedingte Dürre 
seit einem Jahrhundert, welche Lesotho 
wie auch die gesamte Region des Süd-
lichen Afrika im Griff hat (INDABA 
122/24). Etwa 700.000 Menschen, d. 
h. fast ein Drittel der Bevölkerung, sind 
derzeit von schwerer Ernährungsunsi-
cherheit betroffen. Dies ist ein beunru-
higender Anstieg gegenüber 582.000 
vor nur einem Jahr und verdeutlicht die 
sich rapide verschlechternde Situation. 
Laut Regierung in Maseru könnte der 
Notstand bis zu sechs Monate dauern. 

Im benachbarten Südafrika klagen 
(weiße) Plantagenbesitzer über zuneh-
mende Diebstähle von Früchten und 
Lebensmitteln durch hungernde Ba-
sotho, die teilweise in gutausgerüste-
ten Banden organisiert sein sollen. 
Von der Regierung werden Maßnah-
men zur Erhöhung der Sicherheit so-
wie die Reparatur des Grenzzauns ge-
fordert. Nur bei einem Teil der Farmer 
herrscht Verständnis: „Die Ernte in 
Lesotho ist aufgrund der gleichen 
Dürre wie bei uns schlecht ausgefal-
len, aber in Verbindung mit der hohen 
Arbeitslosigkeit dort kann ich verste-
hen, daß sie stehlen, um zu über-
leben, weil sie verzweifelt sind“, sagte 
Friedl von Maltitz, ein Farmer im Free 
State. 

 

Flugzeugabsturz in Malawi. 
Der Vizepräsident des Landes, Saulos 
Klaus Chilima, und neun andere Per-
sonen kamen am 10. Juni bei einem 
Flugzeugabsturz ums Leben. Kurz 
nach dem Start in Lilongwe ging der 
Kontakt zum Flugzeug verloren, erst 
nach Tagen intensiver Suche konnte 
das Wrack mit den Leichen gefunden 
werden. Die Gruppe, bei der sich 
auch Malawis seinerzeitige First Lady 
Shanil Muluzi befand, war nach dem 
ca. 370 Kilometer entfernten Mzuzu 
gereist, um am Begräbnis eines frü-
heren Ministers teilzunehmen. Auf-
grund des Unglücks sagte Präsident 
Lazarus Chakwera seinen Staats-
besuch auf den Bahamas ab. 

 

 

Das Jahr 1994 markierte das 
Ende einer Wende in der Weltpolitik. 
Diese begann mit dem Mauerfall 
zwischen Ost- und Westdeutsch-
land und führte schließlich auch 
Südafrika aus der Apartheid, also 
aus einer höchst diskriminierenden 
„Rassentrennungspolitik“. 

Die Weiterentwicklung der poli-
tischen Demokratie wurde jedoch 
mit der Zeit durch neoliberale Politi-
ken, Korruption und Desinteresse 
der Bürger/innen in Frage gestellt. 
Die steigende Kluft zwischen Arm 
und Reich sowie die Einschränkung 
der Mitbestimmung und Teilhabe 
entwickelten sich seitdem rasant; 

parallel zu einer ökonomischen, so-
zialen und ökologischen Krise. Auch 
Südafrika blieb hiervon nicht ver-
schont: Zwar dürfen seit Ende der 
Apartheid alle Menschen ungeach-
tet ihrer Hautfarbe mit ihrer Stimme 
über die Geschicke des Landes be-
stimmen, eine signifikante Steige-
rung der Lebensqualität blieb jedoch 
aus. Die letzten Wahlen waren ein 
Beispiel der wachsenden Unzufrie-
denheit. 

Doch nicht nur in Südafrika ist 
die Demokratie auf dem Prüfstand. 
Wirtschaftliche Krise, soziale Unge-
rechtigkeit und Korruption sorgen 
weltweit für Unzufriedenheit.  

Sie drückt sich oft durch die Un-
terstützung radikaler Bewegungen 
aus, die dem „Geist von 1994“ wi-
dersprechen. Noch gefährlicher:  
Sie stellen das politische System in 
Frage. 

Am Beispiel Südafrikas wollen 
wir diese Entwicklung näher analy-
sieren und die aktuellen Herausfor-
derungen für die Demokratie inter-
aktiv aufarbeiten. Wie kann es uns 
wieder gelingen, als Gesellschaft 
solidarisch für die Demokratiestär-
kung aktiv zu werden? 

Nähere Infos: www.kasa.de/file-
admin/user_upload/2024_12_SA_
Tagung_Boll_Programm.pdf. 

Beyond 1994 – Solidarität im Wandel der Zeit am Beispiel Südafrikas 
Tagung am 6. und 7. Dezember 2024, Bad Boll (Deutschland)



die Nationale Wahlkommission 
werde mit dem Auszählen der 

Pro-SWAPO-Stimmen nicht nach-
kommen, gab sich Generalsekretärin 
Sophia Shaningwa bei einer 
Wähler/innen/versammlung über-
zeugt, und so werde die Regierungs-
partei ihre Zweidrittelmehrheit wieder 
erringen und Verfassungsgesetze im 
Alleingang verabschieden können. 
Nur Wahlkampfrhetorik einer für ihr 
Mundwerk bekannten Politikerin? Viel-
leicht nicht nur. In der Partei scheinen 
sich nach anfänglichen Irritationen die 
Reihen hinter der kontroversen Prä-
sidentschaftskandidatin Netumbo 
Nandi-Ndaitwah (72) geschlossen zu 
haben (INDABA 121 und 122/24), 
mit dem ehemaligen Generalsekretär 
des Landless People‘s Movement, 
Henny Seibeb, kehrte ein verlorener 
Sohn reumütig in den Schoß der 
SWAPO zurück, und die Aussicht auf 
einen spektakulären Wirtschaftsboom 
im Zeichen von Grünem Wasserstoff 
und Erdöl hält Unzufriedene bei der 
Stange, sofern sie auch nur entfernt 
von Staatsaufträgen profitieren. 91 % 
der wahlberechtigten Bevölkerung, 
etwa 1,7 Mio. Menschen, hätten sich 
laut National Electoral Commission 

(NEC) für die bevorstehenden Prä-
sidentschafts- und Parlamentswahlen 
registriert – genau das Gegenteil war 
vor den Mai-Wahlen in Südafrika der 
Fall. Der hohe Prozentwert steht zwar 
im Gegensatz zu wochenlangen Kla-
gen, der Eintragungsprozeß gehe 
schleppend voran und gerade im dicht 
besiedelten Norden müsse die Bevöl-
kerung lange Fahrten auf sich neh-
men, um die NEC-Büros zu erreichen. 
Aber vielleicht war das alles nur 
Zweckpessimismus. Das offensicht-

lich hohe Vorwahl-Interesse zu inter-
pretieren, ist freilich eine andere 
Frage. Gelang es der SWAPO tat-
sächlich, ihre Anhängerschaft zu mo-
bilisieren? Oder ließen sich viele Jung- 
bzw. Erstwähler/innen nur registrieren, 
um der Regierungspartei an der Wahl-
urne einen Denkzettel zu geben? 

 

rufen wir uns die Ausgangslage in 
Erinnerung. Die Wahlen vom No-

vember 2019 hatten sowohl für die 
SWAPO als auch für den Anfang  

Unterschiedliche Sichten 

Vor historischen (?)  
Wahlen im November 
 
Während die regierende SWAPO die Wiedergewinnung der 2019 verlorenen 
parlamentarischen Zweidrittelmehrheit anstrebt, hoffen andere auf ein Absturz-
Szenario á la ANC in Südafrika (INDABA 122/24). Vielleicht liegt das Ergebnis 
aber auch irgendwo dazwischen. Von Walter Sauer.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . NAMIBIA
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Fortsetzung auf S. 13

Das im Bau befindliche neue Hauptquartier der SWAPO
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Unsere Partner, die „Comrades“ 
Ein Erfahrungsbericht  
 
Die „Comrades“ sind ein Zusammenschluß politisch aktiver Studentinnen und  
Studenten in Windhoek. Getragen vom Economic and Social Justice Trust veranstalten 
sie in ganz Namibia Seminare und treten in Demonstrationen für die Einführung  
eines bedingungslosen Grundeinkommens ein, zuletzt am 26. August, dem  
nationalen Heroes Day. Jasmin Jöchle hat sich mit ihnen getroffen.

am 20.8. durften durf-
ten mein Freund und 

ich im Zuge unseres Auf-
enthaltes in Windhoek ei-
nen Tag mit den Mitglie-
dern der Comrades 
Association verbringen. 
Der Tag begann mit einer 
Sitzung, gefolgt von einem 
Mittagessen am Markt von 
Katutura, und dann ging 
es zu einem Fußballturnier. 
Die meisten der zehn an-
wesenden Comrades im 
Alter von 18 bis 25 Jahren 
waren Studentinnen und Studenten. 
Die Studienfächer erstreckten sich 
über Geschichte und Landwirtschaft 
hin zu betriebswirtschaftlichen Fä-
chern wie Marketing und Controlling.  

In den Gesprächen kam oft das 
Pilotprojekt für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen, welches in der na-
mibischen Stadt Otjivero durchgeführt 
wurde, zur Sprache. Die Comrades 
unterstützen dieses Projekt und for-
dern seine flächendeckende Umset-
zung. In den damit einhergehenden 
Diskussionen wurde offensichtlich, 
wie unterschiedlich die Systeme so-
zialer Absicherung in Österreich und 
Namibia ausgestaltet sind. So ist die 

staatliche Alterspension in Namibia 
beispielsweise vom vorherigen Ein-
kommen unabhängig. Ebenfalls wur-
den Unterschiede in der Verwaltung 
offensichtlich. Es fiel den Comrades 
schwer sich vorzustellen, daß in Öster-
reich Wahlen ohne vorherige Regi-
strierung durchgeführt werden, und 
daß es tagesaktuelle Aufzeichnungen 
darüber gibt, wo Menschen leben und 
welchem Beruf sie nachgehen. Auf 
die Wahlen und die Perspektiven an-
gesprochen, zeigte sich größtenteils 
Hoffnungslosigkeit. Die Jugend-
arbeitslosigkeit in Namibia ist hoch, 
und die Student/inn/en geben an, daß 
es auch mit einem Universitäts-

abschluß schwierig ist, einen Job 
zu finden. Die Jugendlichen ha-
ben sich für die Wahlen registrie-
ren lassen, zum Teil auch, weil 
einige Arbeitgeber/inn/en die  
Registriernachweise verlangen. 
Hat man keine Karte, nimmt man 
offensichtlich sein Recht zu wäh-
len nicht wahr und hat schlech-
tere Chancen auf den Job.  

Wählen gehen werden viele 
der Comrades vermutlich trotz-
dem nicht. Auf die Frage, warum 
sie nicht zur Wahl gehen, gaben 
sie an, daß es langes Anstellen 

in der Hitze bedeuten würde. Mit der 
Regierungspartei sind die Studenten 
nicht zufrieden. Die großen Regie-
rungs- und Parteigebäude sowie Kor-
ruption wurden oft negativ hervor-
gehoben. Es scheint jedoch auch 
keine wirkliche Alternative für die 
Comrades zu geben. Soweit ich mich 
erinnern kann, wurde keine andere 
Partei namentlich genannt. Auch in 
politischem Engagement sahen die 
Student/inn/en keine wirkliche Mög-
lichkeit, Einfluß auf die Politik zu neh-
men.  

 

auf die Unabhängigkeit ihres Lan-
des, und vor allem, daß diese auf 

Eine neue Generation politischer Aktivist/inn/en
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die Legalisierung gleichgeschlecht-
licher Ehen durch den Obersten Ge-
richtshof im Mai 2023 prioritär zu sein 
(INDABA 119/23). Wahrscheinlich 
auch deshalb wird die Zweidrittel-
mehrheit im Parlament als so wichtig 
erachtet. 

Zu den größten Stärken der Re-
gierungspartei zählt die Schwäche der 
Opposition. Das Spektrum der politi-
schen Parteien ist zersplittert, die mei-
sten von ihnen sind intern zerstritten 
und dort, wo sie in Exekutivfunktionen 
gelangten, stark überfordert. Daß die 
Regierungspartei alles tut, um ihre 
Konkurrenz zu destabilisieren (z. B. 
durch finanzielle Kürzungen von op-
positions-kontrollierten Regionen),  
ist ein weiterer Faktor. 

Für Kritik sorgte Anfang August 
eine bilaterale Konsultation zwischen 
SWAPO und der unabhängigen 
Wahlkommission, zu der die anderen 
Parteien nicht eingeladen waren.  
Mangels Information der Öffentlichkeit 
kann man über Inhalt und Ergebnisse 
nur spekulieren. Oder gab Frau Sha-
ningwa mit ihrer Aussage, die Natio-
nale Wahlkommission werde mit dem 
Auszählen der Pro-SWAPO-Stimmen 
nicht nachkommen, vielleicht einen 
Hinweis?  

 

13 13 

Fortsetzung von S. 11 

 Februar verstorbenen Präsidenten 
Hage Geingob einen schweren 
Dämpfer gebracht (INDABA 104/19). 
Die Partei stürzte von 80% und 77 
Mandaten auf 65,45% und 63  
Parlamentssitze ab und verpaßte  
somit die Zweidrittel-Mehrheit. Amts-
inhaber Geingob erreichte nur 56,3% 
der Stimmen, etwa ein Drittel weniger 
als 2014. Auch bei den Regionalrats- 
und Kommunalwahlen im Jahr darauf 
fuhr die SWAPO herbe Verluste ein.  

In Hardap, ǁKaras, Erongo und 
Zambezi verlor sie die Mehrheit in den 
Regionalregierungen, in Windhoek 
den Bürgermeisterposten. Und die so-
ziale Krise hat sich seit damals noch 
verstärkt. Größere Initiativen zur Be-
kämpfung der Armut wurden kaum un-
ternommen, auch wenn die Regierung 
derzeit – unter dem Druck von NGOs 
wie den „Comrades“ (siehe vorigen 
Beitrag) und des Wahlkampfs – doch 
wieder über ein allgemeines Grund-
einkommen (BIG) nachdenkt. Große 
Teile des Budgets fließen in eine we-
nig produktive Bürokratie sowie in  
Rüstung und Berufsmilitär (von man-
chen sarkastisch Namibias größtes 
Job Creation-Programm genannt) 
bzw. versickern bei staatlichen Auf-
trägen zum Straßen- oder Wohnungs-
bau. Mangelernährung und Hunger 
sind inzwischen in ländlichen Regio-
nen, aber auch in den Elendsvierteln 
der Städte weit verbreitet.  

Lokale Proteste sind häufiger ge-
worden, schliegen sich bislang aber 
kaum in neuen politischer Bewegun-
gen nieder. Für die Regierungspartei, 
in der traditionalistische Strömungen 
immer mehr an Bedeutung gewinnen, 
scheint ohnehin nicht die horrende Ar-
mutskrise, sondern der Kampf gegen 

friedlichem Wege erreicht wurde, sind 
sie stolz. Die Konflikte der Vergangen-
heit, vor allem während der deutschen 
Kolonialzeit, scheinen jedoch noch 
nicht komplett beigelegt zu sein.  
Oft kommt zur Sprache, daß Deutsch-
land den Völkermord, den es an den 
Herero und den Nama begangen hat, 
nie zugegeben hat. Unter anderem 
aus diesem Grund werden auch  
wirtschaftliche Verflechtungen mit 
Deutschland, zum Beispiel in Bezug 
auf Grünen Wasserstoff, kritisch ge-
sehen. Generell sind die Comrades 
sehr wißbegierig und betonten oft, 
daß sie von uns lernen wollen. Es ka-
men vielfältige Fragen, wie bestimmte 
Dinge in Österreich gemacht und or-
ganisiert werden. Die Beispiele, die 
mir am besten in Erinnerung geblieben 
sind, sind die Bestellung von landwirt- 
schaftlichen Flächen und die Organi-
sation von Topmodel-Wettbewerben 
in Österreich.  

Fazit: Die Gruppe der Comrades 
ist ein Zusammenschluss tüchtiger 
und interessierter Studentinnen und 
Studenten, die leider keine wirklichen 
Alternativen sehen, um in ihrem Sinne 
Einfluß auf die Politik zu nehmen. Sie 
haben viel Energie und brauchen 
Möglichkeiten, sich zu engagieren und 
etwas zu verändern.  

 

 
Jasmin Jöchle ist Ökonomin und arbeitet  

bei der Arbeiterkammer Niederösterreich. 

Im Sommer 2024 reiste sie zusammen mit 

ihrem Freund für drei Wochen nach Namibia. 

Die „Comrades“ werden auch von der  

Österreichischen Namibia-Gesellschaft  

unterstützt. Durchschnittlich einmal pro 

Monat finden bilaterale Online-Konsulta-

tionen über aktuelle Themen statt. Inter-

essierte Teilnehmer/innen sind willkommen:  

namibia@sadocc.at.

Swapo-Kandidatin Netumbo Nandi-Ndaitwah
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vor dreißig Jahren zwang der In-
ternationale Währungsfonds 

(IWF) Moçambique Schocktherapie, 
Neoliberalismus und den freien Markt 
auf. Die Politik hat sich nicht geändert, 
und das im Juni 2024 vereinbarte 
IWF-Programm war gleich wie vor-
herige. Dies hat drei beabsichtigte 
Auswirkungen: Erstens zwingt es 
Krankenschwestern und Lehrer dazu, 
informelle Gebühren zu erheben, um 
genug zu verdienen, um die eigenen 
Kinder zu ernähren. Die Polizei richtet 
Kontrollpunkte ein, um Gebühren ein-
zutreiben. Das ist eine informelle  
Privatisierung. Zweitens werden  
Beamte dazu gedrängt, aus dem 
Staatsdienst auszuscheiden und pri-
vate Dienstleistungen zu schaffen, zu-
nächst für die Mittelschicht – private 
Gesundheitsdienste, Schulen und  
Sicherheitsunternehmen. Natürlich er-
halten die höheren Ebenen einen  
Anteil an den Gebühren, wodurch 
eine reiche und politisch mächtige 
Gruppe an der Spitze entsteht – die 
Oligarchen –, die ausländischen In-
teressen dienen, was die volle Unter-
stützung der Regierungspartei Frelimo 
durch Geber und Kreditgeber garan-
tiert. Seit mehr als zwei Jahrzehnten  
kontrolliert das Innenministerium den 
Verkauf von gestohlenen südafrikani-
schen Autos in Moçambique. Die Pre-
sidência (das Büro des Präsidenten) 
kontrolliert den Heroinhandel. Die Fre-
limo kontrolliert das Bildungswesen. 

Und das alles mit dem Wissen und 
dem blinden Auge von Geld- und Kre-
ditgebern. 

 

präsident Filipe Nyusi, der sich 
nun dem Ende seiner zehnjäh-

rigen Präsidentschaft nähert, beginnt 
zu behaupten, einige Dinge  
lägen außerhalb seiner Kontrolle. Am 
17. Juli 2024 zeigte sich Nyusi auf ei-
ner Sitzung des Koordinierungsrates 
des Innenministeriums verärgert dar-
über, daß kein Organisator von Ent-
führungen verhaftet und der Öffent-
lichkeit vorgeführt wurde. „Bringt uns 
wenigstens einen derjenigen, die die 
Entführungen anordnen!“ Ähnlich  
äußerte er sich auch über den Dro-
genhandel. Er muß wissen, daß bei-
des von der Regierung kontrolliert 
wird. Entführungen finden meist bei 
Tageslicht in der Nähe von Polizeista-
tionen oder Patrouillen statt. Es wird 
weithin angenommen, daß Geld an 
die zuständige Polizei und hohe Be-
amte gezahlt wird. Einige wenige Per-
sonen auf niedriger Ebene werden ge-
faßt, aber die Organisatoren werden 
geschützt. Und die Tötung eines Poli-
zisten bei einer kürzlichen Entführung 
könnte eine Warnung an sie gewesen 
sein, nicht zu schießen. 

Nyusi hatte sich zwei Tage zuvor 
darüber beklagt, daß es nicht gelun-
gen ist, den enormen Drogentransit-
verkehr zu kontrollieren. Seit mehr als 
zwei Jahrzehnten wird der Heroinhan-

del vom Büro des Präsidenten kon-
trolliert. Der frühere Präsident Ar-
mando Guebuza trat öffentlich mit 
MBS (Momade Bachir Sulemane) auf, 
der von den USA als „Drogenbaron“ 
bezeichnet wurde. Doch der Handel 
ist heute stärker zersplittert. Heroin 
und organisches Methamphetamin 
(hergestellt aus Ephedra-Sträuchern) 
aus Afghanistan werden immer noch 
vom Büro des moçambikanischen 
Präsidenten kontrolliert und nur selten 
von der Polizei beschlagnahmt. In der 
Fabrik in Moamba, in der kürzlich eine 
Razzia durchgeführt wurde, produzier-
ten jedoch Mexikaner und Nigerianer 
synthetisches oder P2P-Methamphe-
tamin, so daß diese Fabrik nicht unter 
die Kontrolle des Präsidentenbüros 
fiel.Kokain und Labors zur Herstellung 
von synthetischem Meth, die nicht 
vom Präsidialamt kontrolliert werden, 
werden also von der Polizei beschlag- 
nahmt, nicht aber Heroin und organi-
sches Meth. Und auch ein brasilia-
nischer Drogenbaron wird nicht fest-
gesetzt, der keineswegs geheim im 
Hotel Indy Village wohnt. Im Allgemei-
nen werden nur kleine Leute verhaftet. 
Drogen und Entführungen sind die öf-
fentlichsten Versionen des neuen 
freien Marktes. Aber es gibt auch an-
dere. Das Gerichtssystem ist der Fre-
limo besonders wohlgesonnen, aber 
dafür werden von der Partei hohe Ge-
hälter und andere Zuwendungen er-
wartet. Der Streik der Richter ist daher 

Oligarchen und Politik 
Der neue freie Markt macht alles käuflich 
 
Am Vorabend der Parlamentswahlen vom 9. Oktober bringen wir im Folgenden 
zwei Kommentare des Moçambique-Experten Joseph Hanlon über die politische 
Situation, ergänzt von einer Analyse unseres Mitglieds Kurt Greussing, der dem 
Land ebenfalls seit langem verbunden ist.
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eine besondere Herausforderung der 
Führungsspitze der Frelimo: „Egal, 
was der IWF sagt, wir brauchen mehr 
Geld.“ 

 

filipe Nyusi hat nach seiner Wahl 
zum Präsidenten vor einem Jahr-

zehnt (INDABA 84/14) versucht auf-
zuräumen, aber er ist gescheitert.  
Im Jahr 2015 ernannte er zwei hoch 
angesehene Persönlichkeiten zu  
Ministern: Jorge Ferrão für Bildung 
und Pedro Couto für Bodenschätze 
und Energie. Beide blieben weniger 

als zwei Jahre im Amt. Ferrão ver-
suchte, der Korruption beim Kauf von 
Schulbüchern Einhalt zu gebieten und 
Lehrer und Schulleiter davon abzuhal-
ten, so viel Zeit für die Frelimo zu ver-
bringen. Er wurde durch Conceita 
Sortane ersetzt, eine Frelimo-Par-
lamentsabgeordnete und Leiterin ei-
ner Frelimo-Wahlkampfbrigade in der 
Provinz. Im Bildungswesen erfolgt die 
Belohnung durch die Frelimo indirekt. 
Für Beförderungen, zum Beispiel zum 
Schulleiter, muß man in der Frelimo 
aktiv sein. Als Leiter des wichtigen  

Ministeriums für Bodenschätze und  
Energie wurde Couto von Letícia Kle-
mens abgelöst. Sie verfügte über 
keine einschlägige Erfahrung, hatte 
aber geschäftliche Verbindungen zu 
den Familien hochrangiger Frelimo-
Mitglieder, darunter aller drei ehema-
ligen Präsidenten, und zu einigen mit 
Bergbauinteressen. Sie blieb ein Jahr 
lang Ministerin.  

 
 
Quelle: Mozambique – News Reports and 

Clippings, No. 641 vom 28. Juli 2024. 

die Entwicklungen der postkolo-
nialen Gesellschaften des süd-

lichen Afrika scheinen eine Gemein-
samkeit zu haben: den Wandel der 
antikolonialen Eliten zu einer neuen 
Staatsklasse, die zunehmend gesell-
schaftlichen Reichtum in ihrem Ei-
geninteresse akkumuliert. Ein Land, 
an dem dieser Prozeß sehr deutlich 
wird, ist Moçambique. Er läßt sich 
dort besonders gut verfolgen, weil 
das Land von seiner Unabhängigkeit 
1975 bis heute einen Chronisten mit 
scharfem kritischen Blick gefunden 
hat: Joseph Hanlon (geb. 1941), der 
sich 1971, aus den USA stammend, 
in England niederließ. Er hat, mit 
ausgezeichneten Portugiesisch-
Kenntnissen, immer wieder lange 
Zeit in Moçambique verbracht.  

Unter seinen früheren Publikatio-
nen, die der moçambikanischen  
Unabhängigkeitsbewegung und dem 
damaligen Ein-Parteien-Regime der 
Staatspartei Frelimo durchwegs  
sympathisierend gegenüberstanden, 
ragen zwei hervor: Mozambique: The 
Revolution under Fire (London 1984) 
sowie Mozambique: Who Calls the 
Shots? (London 1991). 

nach dem Ende des Bürger-
kriegs mit der von Apartheid-

Südafrika unterstützten Rebellen-
bewegung und nach den ersten 
freien Parlamentswahlen im Oktober 
1994, die eine bis heute wiederholte 
absolute Mehrheit der Frelimo 
brachten, hat sich Hanlon zuneh-
mend kritisch mit den von der 
Staats- und Parteielite produzierten 
Krisen auseinandergesetzt und 
diese dokumentiert: Bankskandale, 
Niedergang der öffentlichen Dienste 
im Gefolge der Vorgaben des Inter-
nationalen Währungsfonds und der 
Selbstbereicherung der Frelimo-
Elite, politische Morde, Vergabe von 
Ländereien, Transport- und Bank-
lizenzen sowie staatliche Beschaf-
fungen an Günstlinge der Staats-
klasse, vor allem auch die krassen 
Manipulationen von Parlaments-, 
Präsidial- und Munizipalwahlen.  

Besonders augenfällig waren die 
Wahlfälschungen bei den Munizipal-
wahlen im Oktober 2023 (INDABA 
120/23). Unter anderen Städten fuhr 
die Frelimo im Süden in der Haupt-
stadt Maputo und deren Nachbar-
stadt Matola vernichtende Nieder-

lagen zugunsten der Renamo ein. 
Doch wurde in beiden Städten die 
Frelimo zur Siegerin erklärt. Für die 
Parlamentswahlen am 9. Oktober 
2024 sind die Zeichen ebenfalls auf 
massive Wahlfälschungen gestellt. So 
wurden im Prozeß der persönlichen 
Registrierung der Wahlberechtigten 
zwischen 900.000 und 1,2 Millionen 
Geisterwähler und -wählerinnen auf-
genommen – die Volkszählung des 
Nationalen Statistikamtes hatte in die-
sem Umfang geringere Zahlen von 
Erwachsenen festgestellt. Durch die 
nach oben verfälschten Wählerzahlen 
werden etliche Provinzen im Par-
lament mehr Sitze erhalten, die so-
dann der Frelimo zugeschlagen wer-
den. Im Effekt bedeutet das eine 
weitere Verfestigung des Elitenwan-
dels vom Staatssozialismus zum 
Staatskapitalismus. 

 
 

Kurt Greussing (geb. 1946 in Vorarlberg),  
Studium der Politikwissenschaft und der 
Iranistik an der Freien Universität Berlin,  
von 1993 bis 2003 zuständig für öster- 
reichische und britische EZA-Projekte  
in Moçambique und anderen Ländern  
des südlichen Afrika.

Der Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus 
Zum Wandel (ehemals) revolutionärer Eliten
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der Nationale Wahlrat Venezuelas 
(Consejo Nacional Electoral, 

CNE) erklärte Nicolás Maduro mit  
52 % der Stimmen gegenüber 43 % 
für Edmundo González für wieder- 
gewählt. US-Außenminister Antony 
Blinken erklärte gegenteilig, es gebe 
„überwältigende Beweise“ für einen 
Sieg von González. Und der Chef der 
EU-Außenpolitik, Josep Borrell, gab 
bekannt, daß der Europäische Rat 
„entschieden habe, daß Maduro keine 
demokratische Legitimation als Prä-
sident hat“. USA und EU kritisieren 
Umstände eines Wahlprozesses, die 
in Moçambique schon lange bestehen 
– und anders als bei Venezuela hat 
die internationale Gemeinschaft die 
Legitimität der Frelimo-Siege immer 
anerkannt. So forderte Borrell am 29. 
Juli von Venezuela, die Stimmzettel der 
einzelnen Wahllokale einer Über- 
prüfung zugänglich zu machen und 
aufgeschlüsselte Wahlergebnisse zu 
veröffentlichen. Das letzte Mal, daß 
die moçambikanische Wahlbehörde 
detaillierte Stimmauszählungen ver-
öffentlichte, war 2009.  

Die Auswertunmgen von 2014 
wurden nur der internationalen Ge-
meinschaft zur Verfügung gestellt, 
aber in Moçambique nicht veröffent-
licht. Seitdem sind gar keine detail-
lierten Auszählungen mehr verfügbar. 
Borrell betonte auch, daß es keine 
Möglichkeit gebe, die Ergebnisse der 
Wahl in Venezuela zu „überprüfen“. In 

Moçambique war das schon immer 
so. Seit den ersten Mehrparteienwah-
len im Jahr 1994 hat die moçambika-
nische Wahlbehörde immer das Recht 
beansprucht, die Ergebnisse im Nach-
hinein zu ändern und keine Aufzeich-
nungen über diese Änderungen zu 
führen. 

 

in seiner Erklärung vom 1. August 
sagte Blinken, die venezolanische 

Opposition habe mehr als 80 Prozent 
der Auszählungsbögen aus den Wahl-
lokalen veröffentlicht, und demzufolge 
weise González einen unüberwind-
baren Vorsprung auf. Bei den Kom-
munalwahlen in Moçambique 2023 
veröffentlichte die oppositionelle Re-
namo Kopien der offiziellen Ergebnis-
listen fast aller Wahllokale. Dabei er-
gab sich in Maputo, daß 55 % der 
Stimmen für die Renamo abgegeben  
worden waren und nur 37 % für die 
Frelimo. In Matola entfielen auf die  
Renamo 59 % und auf die Frelimo  
34 %. Dennoch gab es keinen Protest 
der Vereinigten Staaten, sondern es 
wurde die gefälschte Siegeserklärung 
der Frelimo akzeptiert.  

Bei der landesweiten Auszählung 
gab es einen noch merkwürdigeren 
Aspekt. In einer Erklärung vom 17. No-
vember 2023 erklärte die Wahl-
behörde, daß sie die Ergebnisse der 
einzelnen Wahllokale nicht überprüft 
habe, sondern lediglich die Auswer-
tungen der Bezirkswahlkommissionen. 

Das Bezirksgericht Nhlamankulu in 
Maputo sah es jedoch als erwiesen 
an, daß die Bezirkswahlkommission 
„wiederholt Ergebnisse aus einem 
Wahllokal veröffentlichte, die zugun-
sten der Frelimo-Partei gefälscht  
waren, trotz des Protestes der Oppo-
sitionsmitglieder“. Auch hier gab es 
keinen Kommentar seitens der EU 
oder der USA. 

 

für die diesjährigen Wahlen stellen 
wir fest, daß in fünf Provinzen 1,2 

Millionen mehr Wähler registriert wur-
den, als es dort Erwachsene im Wahl-
alter gibt. Die Frage für die Wahlen in 
Moçambique am 9. Oktober wird sein, 
ob die USA und die EU in Moçambi-
que die gleichen Maßstäbe anlegen 
wie in Venezuela. Oder wird die Welt-
politik den Ausschlag geben?  

Venezuela verfügt über seine rie-
sigen Öl- und Gasreserven selbstän-
dig, und die USA haben Sanktionen 
gegen das Land verhängt. Auch Mo-
çambique verfügt über bedeutende 
Gasreserven, doch werden diese von 
US-amerikanischen, französischen, 
italienischen und südafrikanischen  
Unternehmen kontrolliert. Müssen 
Länder nur dann detaillierte Wahl-
ergebnisse vorlegen, wenn sie ihren 
Rohstoffsektor selber kontrollieren? 

 
 

Quelle: Dev-MoçambiqueBulletin,  

9. September 2024

Venezuela – Moçambique 
 
Sowohl die Vereinigten Staaten als auch die Europäische Union haben  
die Präsidentschaftswahlen in Venezuela vom 28. Juli scharf kritisiert.  
In Moçambique hingegen wurde die Legitimität der Frelimo-Siege immer  
anerkannt – double standards? Von Joe Hanlon.



dies ist eine kurze Notiz für das INDABA-
Magazin. Dies ist William Kentridge in 

meinem Studio in Johannesburg an einem 
winterlichen Sonntagmorgen.  

Meine Verbindung zu Österreich ist, wie 
ich annehme, sowohl zufällig als auch durch 
tiefe Verbindungen entstanden. Einer dieser 
Zufälle war das große Glück, eine Ausstel-
lung mit Peter Weibel zu veranstalten; er ku-
ratierte sie vor etwa 25 Jahren im Rahmen 
des Steirischen Herbstes. Dadurch lernte 
ich sowohl seine eigene Arbeit als auch die 
Tiefe, den Reichtum und die Unterstützung 
der österreichischen Kulturszene kennen. Die 
andere große Ausstellung in Österreich, über die ich mich 
natürlich sehr gefreut habe, fand in der Albertina statt, einem 
der größten Museen der Welt für Zeichnungen, wenn nicht 
sogar das größte Museen für Graphik weltweit. Es war phan-
tastisch, dort eine Ausstellung zu haben und eine Verbindung 
zwischen der Tätigkeit des Zeichnens und einem Museum 
herzustellen, das so viele Schätze aus so vielen Jahrhunder-
ten beherbergt. Denn Millionen von Künstlern haben sich 
dieser Methode bedient, um die Welt zu verstehen. Soviel 
also zu meiner Arbeit, insofern sie in Österreich zu sehen 
war.  

 

und dann gibt es eine Verbindung zum Kanon der west-
lichen Musik, die, wie ich annehme, in erster Linie durch 

meinen Vater zustandegekommen ist. Hier habe ich natürlich 
zu Mozart gearbeitet, zu seiner Oper „Die Zauberflöte“, ich 
habe zu späteren Wiener Komponisten gearbeitet, Alban 
Berg mit „Lulu“ und „Wozzeck“, und natürlich auch zu Schu-
bert bei einer Produktion der „Winterreise“. Das waren also 
starke musikalische Verbindungen. In all meinen Arbeiten 
ging es immer um die Verbindung zwischen Südafrika und 
dem Gewicht Europas und um die Möglichkeiten und Zer-

störungen, die dieses Gewicht mit sich 
brachte. Und das ist wohl das zentrale 
Paradoxon in meiner Arbeit: der außer-
ordentliche Reichtum und die Möglich-
keiten, die Europa Afrika geboten hat, 
und auch die außerordentlichen Kosten, 
die Afrika und alle Kolonien für Europa 
zu tragen hatten – für die Unterstützung 
seiner Wirtschaften und die Unterstüt-
zung derer, die so viele dieser Projekte 
möglich gemacht haben. 

 

es hat also nicht so sehr mit der 
Geografie oder der spezifischen 

Politik Österreichs zu tun – wobei selbst diese sehr in-
teressant und ambivalent ist, wenn man die unter-
schiedlichen Wahrnehmungen Österreichs von außen 
in Bezug auf seine Rolle im Zweiten Weltkrieg bedenkt 
–, sondern Wien hat mich auch immer interessiert als 
Hauptstadt eines ehemals riesigen Reiches, das jetzt 
ein winziges Land mit einer kleinen Bevölkerung ist, 
aber mit Gebäuden und Ressourcen, die sich ange-
sammelt haben, als es ein großes europäisches Reich 
war. Zusammenfassend läßt sich sagen, daß man im-
mer mit einer heroischen und einer beschämenden Ge-
schichte konfrontiert wird, und Österreich scheint dafür 
ein sehr starkes Beispiel zu sein. Das ist etwas, was 
man in Südafrika gut versteht, nämlich die widersprüch-
lichen, zweideutigen und gewalttätigen Wurzeln einer 
gegenwärtigen Situation zu verstehen, wie sie in allen 
historischen Erzählungen von Ländern impliziert sind. 

 
 

Die Audiobotschaft von William Kentridge erhielten wir am  

5. August 2024. Für die Vermittlung danken wir Bronwyn Lace 

(Centre for the Less Good Idea). 
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Exklusiv für INDABA:   
William Kentridge über Österreich  
 
Auf Ersuchen der INDABA-Redaktion blickte der südafrikanische Ausnahme- 
künstler – im heurigen Frühsommer gleich mit zwei Produktionen in Wien  
präsent – auf seine bisherigen Aktivitäten hierzulande zurück und formulierte 
dabei auch, wie er Österreich wahrnimmt. Seine Audiobotschaft haben  
wir transkribiert und übersetzt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . 
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das Stück mit Tanz, Film, Oratorium und Schau-
spiel beginnt mit einer historischen Reise: Im 

März 1941 sticht der Frachter „Capitaine Paul Le-
merle“ in Marseille in See – Ziel ist die karibische 
Insel Martinique. An Bord befinden sich Kunstschaf-
fende und Intellektuelle – darunter die Schriftstellerin 
Anna Seghers, Andre Breton, Claude Levi-Strauss, 
der kubanische Künstler Wilfredo Lam. Sie alle sind 
auf der Flucht vor Vichy-
Frankreich. Tatsächlich 
hatten sie sich 1941 in 
Marseille eingeschifft, um 
dem Vichy-Regime zu ent-
fliehen, das mit den Natio-
nalsozialisten kooperierte. 

 

können sie den Ge-
fahren wirklich ent-

fliehen? Nein, denn Ken-
tridge konfrontiert die 
Passagiere auf dem 
Dampfer mit Fragen über 
Migration, Kolonialismus, 
Barbarei und Hoffnung. 
Als Kapitän bringt der Künstler den Fährmann Charon 
(Hamilton Dhlamini) auf die Bühne – Fährmann der 
antiken Mythologie, der die Toten gegen Bezahlung 
in die Unterwelt bringt. Neben Charon übernimmt ein 
siebenköpfiger Frauenchor eine Hauptrolle. 

Die Kammeroper wird magisch, als der Kapitän 
auch Persönlichkeiten aus der Vergangenheit an Bord 
holt, die in Wirklichkeit nie auf diesem Schiff waren – 

um über Europa und seine koloniale Vergangenheit 
nachzudenken. Darunter sind antikolonialistische Ga-
lionsfiguren wie das Ehepaar Aime und Suzanne Ce-
saire (Nancy Nkusi). 

Wirklichkeit und Fiktion mischen sich auf dem 
Seeweg von Europa nach Martinique. „Wir nutzen 
ein Narrenschiff“, zitiert ImPulsTanz den Künstler, um 
„Fragen sprudeln zu lassen und Antworten zu fin-

den“. In einer Kritik der „Fi-
nancial Times“ heißt es, die 
Notlage linker, intellektueller 
Exilanten würde mit der jener 
vermischt, die gegen kolo-
niale Ungerechtigkeit und 
Rassismus kämpfen. 

 

alles findet sein Ende, 
sagt Charon in dem 

Stück, sofern die Bezahlung 
stimmt. Als Erzähler in Ken-
tridges Stück obliegt es ihm, 
durch die mittels allerlei  
Projektionen kontextualisier-
ten Geschichten der Per-

sonen zu führen. 19 Künstlerinnen und Künstler  
stehen auf der Bühne – sie tauschen überdimensio-
nale Masken der realen und imaginären Passagiere.  

Kritikerinnen und Kritiker scheinen sich einig in  
einem Punkt: Die Rolle des Tanzes steht diesmal im 
Schatten, und für so manchen ist das ein Wermuts-
tropfen. 

 
 

Frauenchor in „The Great Yes, The Great No“ 

Ein Narrenschiff sticht in See 

 
Ein Frachter sticht in See, aber für die Passiere an Bord gibt es kein Happy End: 
Mit „The Great Yes, The Great No“ hat der südafrikanische Regisseur und  
bildende Künstler William Kentridge im Rahmen des ImPulstanz-Festivals  
sein neues Stück im Burgtheater in Wien gezeigt – unter großem Jubel.  
Ein Premierenbericht von orf.at.
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architektur, als erste Kunst, 
Handwerk und Ordnung, ist 

als Disziplin geprägt vom globali-
sierten westlichen Diskurs und als 
Profession bestimmt von regionaler 
Reglementierung des Berufsstands 
und Normen zu Material und Bau-
weisen. In Österreich werden jähr-
lich an die 25.000 neue Gebäude 
errichtet, ein Bruchteil davon ist von 
selbstständigen Architekt/inn/en  
geplant, von denen wiederum nur 
12 % Frauen sind. Das Architektur-
studium ist zeit- und kostenintensiv, 
und fast 30% der selbständigen  
Architekt:innen haben einen Umsatz von unter 35.000 Euro, 
schreibt die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen.  

Wettbewerb und öffentliche Konkurrenzverfahren gelten 
in Mitteleuropa als Qualitätssicherung und demokratische 
Steuerung. Gegliedert in unterschiedliche Stufen, Leistungs-
phasen und Kriterien der Zugänglichkeit stellen sie – beson-
ders für junge oder kleine Büros – eine große Hürde und fi-
nanzielle Herausforderung dar. Der Vergabe- und Baukultur 
mit Investor/in, Entwicklungsgesellschaft, Baukonzern, Bau-
meister/in, Fertigteil-Industrie oder Selbstbau steht die Bau-
kunst gegenüber. Auch wenn sich die Disziplin gern autonom 
präsentiert, entsteht Architektur immer in Abhängigkeitsver-
hältnissen und ist dabei wenig demokratisch organisiert. Der 
gebaute Raum, dessen Praktiken wie Diskurse, spiegeln Ar-
chitekturen der gesellschaftlichen Verhältnisse wider und 
können als kollektiv gelebte Archivlandschaft gelesen werden 
– inklusive ihrer blinden Flecken. 

nach eröffnenden Worten von Botschafter Rapu-
lane Sydney Molekane und der Direktorin des Ar-

chitekturzentrum Wien (AzW), Angelika Fitz, moderierte 
Anne Graupner, selbst Architektin zwischen Johannes-
burg und Salzburg, den diskursiven Raum über die be-
stehenden Beziehungen des Architektur Zentrums 
Wien und Post-Apartheid Südafrika. Bereits 2004, nach 
zehn Jahren Demokratie, hatte sie in Wien die Wan-
derausstellung Joburg Now! Baustelle Südafrika ge-
zeigt. Neben den divergenten urbanen Strukturen zwi-
schen informellen Siedlungen, „gated communities“ 
und der Entwicklung neuer Stadtzentren präsentierte 
diese Ausstellung auch die erste Generation von De-
signBuild-Projekten österreichischer Architekturfakul-
täten in Südafrika. Diese universitären Projekte ermög-
lichten auch meinen persönlichen Zugang zu Südafrika 
und der Post-Apartheid über das Entwerfen und Bauen. 

Baustellen der Demokratie  
 
Am 5. Juni, im Nachhall des siebten demokratischen Wahldurchlaufs, lud die  
südafrikanische Botschaft anläßlich von 30 Jahren Post-Apartheid Südafrika in 
das Architekturzentrum Wien im denkmalgeschützten barocken Museumsquartier 
(https://www.azw.at/de/termin/democratic-spaces/). Unter dem Titel „Democratic 
Spaces“ präsentierten Anne Graupner, Thomas Chapman, Khensani Jurczok-de 
Klerk und Nadia Tromp architektonische Positionen, Projekte, Bauten und  
Diskurse. Von Marlene Wagner.

Architekturzentrum Wien: Nadia Tromp, Thomas Chapman und Khensani Jurczok-de Klerk (v. l. n. r.).  
Am Rednerpult: Anne Graupner.

ARCHITEKTUR
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Der als Studierendengruppe der TU Wien geplante und vor 
Ort umgesetzte Kindergarten im Township Orange Farm 
wurde im 2009 veröffentlichten Sammelband 10 years + 
100 buildings: Architecture in a Democratic South Africa 
dokumentiert. Seit den ersten demokratischen Wahlen 1994 
entstanden neben dem staatlichen Reconstruction und De-
velopment Programme diverse Versuche, die Identität der 
jungen Demokratie über ikonische (Um-) Bauten und neue 
Typologien räumlich gestaltend zu übersetzen.  

Begleitet wurden diese von einer Öffnung des Diskurses 
von Architektur und Planung als Werkzeug und Vermächtnis 
der Apartheid. Graupner widmete sich gebauten Beispielen 
wie dem Walter Sisulu Square of Dedication als Gedenk-
stätte und Markthalle, errichtet von studioMAS am Ort des 
Congress of the People in Kliptown. Das innerstädtische 
Areal des Verfassungsgerichtshofes in Johannesburg  
wiederum, gebaut auf ehemaligem Militärlager und Gefäng-
nisgelände, wurde als groß angelegter internationaler, mehr-
stufiger, offener Wettbewerb inklusive Jury mit Ex-Gefange-
nen abgewickelt und von der südafrikanischen 
Projektgemeinschaft Urban Solutions und OMM Design 
Workshop realisiert. Neue Transportinfrastrukturen wie der 
17.000 m2 große, langgezogene Verkehrsknotenpunkt und 
Händler/innen/markt von Ludwig Hansen Architekten in  
Soweto wurden zur Förderung der Mobilität errichtet. Der 
Baragwanath-Taxi-Busbahnhof erschließt den gleichnamigen 
Krankenhauskomplex, den angeblich größten der südlichen 
Hemisphäre. Das ehemalige britische Militärkrankenhauses 
aus dem 2. Weltkrieg bekam 1997 offiziell den Beinamen 
des ermordeten kommunistischen Führers Chris Hani verlie-
hen. Besonders nachdrücklich verwies Anne Graupner auf 
die Thematik des Wohnbaus als der nach wie vor dringlichste 
öffentliche Angelegenheit.  

Am Ende ihrer Einleitung strahlte das 2008 fertiggestellte 
Interpretation Center im informell und dicht bebauten Town-
ship Alexandra von der Leinwand. Das vielpublizierte Bild 
des international bekannten Architekturfotografen Iwan Baan 
zeigt eine architektonisch ansprechende und dem Umfeld 
angepaßte Struktur des südafrikanischen Architekten Peter 
Rich. Daß diese sich identifikationsstiftend und transformativ 
präsentierende Architektur bis heute von architekturinter-
essierten Besucher:innen, jedoch nicht von lokalen Bewoh-
ner:innen genutzt wird, stand an diesem Abend nicht zur 
Debatte. Diese blinden Flecken im Architekturdiskurs zwi-
schen Geschichte, Gegenwart und Zukunft und die Auslas-
sung der Baukultur von Investor:in, Baukonzern oder Selbst-
bau deutet weniger auf ein speziell südafrikanisches 

Verhältnis als auf die Schwierigkeiten des kritischen 
Diskurses zu kontemporärer Architekturpraxis, den 
Grenzen der Handlungsmacht von Ästhetik und Dis-
ziplin und den Zeitlichkeiten von Transformation.  

 

thomas Chapman widmete sich eigenen Projekten 
des Büros Local Studio in Johannesburg und der 

notwendigen Identifikation von Champions als Auftrag-
geber:innen, welche über die Kategorisierung in öffent-
liche oder private hinaus gedacht werden müsse 
(https://localstudio.co.za). Die Architekturpraxis, welche 
für ihn 2012 mit künstlerischen Interventionen in einem 
vom Apartheid-Regime für Mitglieder der multi-eth-
nischen Gemeinschaft der Coloureds errichteten Vor-
stadt begann, müsse unweigerlich mit einem notwen-
digen „hacking“ als kreative Auslegung abseits 
standardisierter Regelwerke und einem neuen Ver-
ständnis von Machbarkeit agieren. Die Ausformung die-
ser Erkenntnisse zeigte er u. a. mit der Umsetzung 
eines kirchlich finanzierten Jugendzentrums. Die ko-
stengünstige Bauweise mit Stahlkonstruktion, Well-
blech und transluzenten Stegplatten ermöglicht groß-
zügige Computerräume, ein helles Tanzstudio und neue 
Aus- wie Einblicke mitten in dem verrufenen, einwan-
derungsstarken Stadtviertel Hillbrow. Chapman prä-
sentierte weiters eine Fußgängerbrücke, die Treffpunkt 
und sichere Querung der Hauptverkehrsader einer ehe-
mals vorsätzlich benachteiligten Vorstadt ermöglicht – 
als notwendigerweise demütigeres Wahrzeichen. Die 
integrierte Station des seit 2009 entwickelten öffentlich 
finanzierten Bus Rapid Transit-Systems fungiert als Al-
ternative zur milliardenschweren privaten Minibustaxi-
Industrie und als Rückgrat des öffentlichen Verkehrs-
systems Südafrikas. Mit Projekten wie der Lapalala 
Wilderness School, einem privaten Naturpark und Wil-
dresort, orientiert sich Chapmans Architekturpraxis ver-
mehrt hin zu Infrastrukturen im ländlichen Raum und zu 
wachsender Akzeptanz nachhaltiger Baumaterialien 
und Bauweisen wie Holz oder Stampflehm. 

 

khensani Jurczok-de Klerk teilte in ihrem Beitrag 
eine feministische Perspektive als Geschichten-

erzählerin zwischen räumlicher Praxis und akademi-
schem Diskurs, zwischen Südafrika und der Schweiz 
(https://kjdk.ch). Sie erweiterte die politische Land-
schaft der Post-Apartheid u. a. mit dem Fall Khwezie 
und Vergewaltigungsklage an den ehemaligen Prä-
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schaffe. Ihr Büro in Johannesburg und Kapstadt, Ntsika  
architects (isiXhosa für Wachstum oder Entwicklung), 
ist eines der wenigen Büros in Südafrika, das zu  
100 % von schwarzen Frauen geführt wird 
(www.ntsika.co.za). Tromps Architekturpraxis repräsen-
tiert ein dichtes Portfolio an öffentlichen Bauten mit  
einem Schwerpunkt auf Gesundheit- und Bildung. Die 
Präsidentin des Gauteng Institute of Architecture und 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe für Gemeinschaft und 
Menschenrechte der International Union of Architects 
(welcher auch die Bundeskammer der Ziviltechniker:in-
nen in Österreich angehört) präsentierte mit dem Bild 
des Anfang 2022 brennenden Parlamentsgebäudes in 
Kapstadt den bis jetzt wohl bedeutendsten Auftrag 
ihrer Karriere. Dem 1884 im neoklassischen Stil mit 
Cape Dutch-Anleihen erbauten kolonialen Repräsen-
tationsbau setzt sie mit der Symbolik des Baumes einen 
neuen kronenförmigen Kern, öffentlich zugängliche Be-
reiche und neue Sichtbeziehungen mit dem Außenraum 
ein. Die Referenz zum traditionellen afrikanischen Ort  
basisdemokratischer Entscheidungsfindung wird  
außerdem mit lebenden Bäumen und einem dezentrier-
ten und ebenerdig herabgesetzten Eingangsportal  
unterstrichen (https://rebuilding.parliament.gov.za/).  
Finanziert durch die Südafrikanische Entwicklungsbank 
inszeniert die südafrikanische Regierung via Webseite 
und WhatsApp den Umbau des Parlaments als The 

Pläne für die Neugestaltung des Parlaments Nadja Tromp

sidenten Jacob Zuma und der Rhodes-Must-Fall-Bewegung, 
welche 2015 von der Universität in Kapstadt aus den Sockel-
sturz von Statuen auch im Land der ehemaligen Kolonial-
macht England inspirierte.  

Matri-Archi(tecture), ein von Khensani de Klerk 2017 in-
itiiertes Kollektiv von Architektinnen, Künstlerinnen und De-
signerinnen afrikanischer Herkunft, untersucht und vermittelt, 
wie Kultur sich im Raum zeigt und der Raum wiederum die 
Kultur prägt, und spekuliert durch künstlerische Forschung 
und Ausstellungen über mögliche Zukünfte einer afrikanisch 
gebauten Umwelt. Khensani de Klerk präsentierte weiters 
die partizipative Projektplattform mit dem Titel publicAgender, 
welche sich im urbanen Maßstab, von den Rändern aus, ge-
schlechtsbezogener Gewalt und den Verschneidungen des 
privaten und öffentlichen Raums Südafrikas auseinandersetzt. 
In ihrem laufenden Doktoratsstudium an der ETH Zürich fragt 
sie mit dem Konzept Undercommons, als flüchtige Planung 
oppositioneller Solidarität, nach Formen von Safe Space dia-
sporischer Schwarzer Frauen in Europa.    

 

nadia Tromp schließlich begann ihren Vortrag mit dem 
Problem der noch immer wirkenden räumlichen Tren-

nung der Apartheid, der Ausgestaltung von Grenzen und 
ihrer Zusammenarbeit mit der Künstlerin und Aktivistin Tracy 
Rose. Sie sprach sich für Architektur als Instrument des 
Wandels aus, welche über die Verschiebung von Perspek- 
tiven und Räumen des Dialoges veränderte Verhältnisse 
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Peoples Project. Mit Projekt-Zeitleiste und Informationen zu 
Partizipationsprozeß werden Strategien der Zusammenarbeit 
mit der Universität Kapstadt und berufsbildenden Schulen 
für transparentes Monitoring und bautechnischen Training 
vermittelt. Die Erwähnung von Ntsika architects oder Nadia 
Tromp sucht man auf der Projekt-Website vergeblich, aber 
kennt die österreichische Öffentlichkeit – trotz großer Ak-
zeptanz – die verantwortlichen Planer/innen des Umbaus 
des österreichischen Parlaments an der Ringstraße?  

 

zusammenfassend lassen sich mit den Perspektiven der 
eingeladenen Positionen veränderte Verhältnisse einer-

seits im Berufsfeld des spezifischen Kontexts von 30 Jahre 
Post-Apartheid und andererseits im globalisierten Architek-
turdiskurs erkennen. Wahrnehmbar ist dabei eine geogra-
phische Verschiebung des kritischen urbanen Diskurses von 
Johannesburg nach Kapstadt und die Dezentrierung infra-
struktureller Projekte in weiter gefaßte Peripherien und den 
ländlichen Raum. Fragen nach Auftraggeber/innen als auch 
unterschiedliche Aufgaben und Rollen als Architekt/in werden 
pragmatisch, vielfältig und in diverseren Büros umgesetzt. 
Das anfänglich intensiv behandelte Thema des sozialen 
Wohnbaus und unterschiedlicher Wohntypologien stand zu-
mindest an diesem Abend nicht im Fokus. Symbolische Wie-
deraufbauprojekte formen weniger neue monumentale Ge-
denkstätten, sondern werden ästhetisch mit notwendigen 
Infrastrukturen und Funktionen auch kleinteiliger und nach-
haltiger gedacht. Die beispielhafte soziale wie politische Per-
spektive auf zeitgenössische Architektur, unter Bezugnahme 
des historischen Erbes der Post-Apartheid, verbindet „race“ 
und „class“ vermehrt mit „gender“ zu intersektionalen  
Räumen des Dialoges. Dies ermöglicht die Kontinuität kriti-
scher Auseinandersetzung, Kollision und Öffnung von  
Begriffen wie Kultur oder Gewalt und der Grenzen von  
Zonierungsplan, Maßstab oder Typologie.  

Die Verschiebung von Perspektiven und veränderte Ver-
hältnisse zeigt sich auch mit dem Aufruf der Dekolonisierung 
und Dekarbonisierung auf der 18. Internationalen Architek-
turbiennale in Venedig. Die ghanaisch-schottische Akademi-
kerin, Autorin und ehemalige Leiterin der Architekturfakultät 
an der Universität Johannesburg, Lesley Lokko, kuratierte 
2023 das Laboratory of the Future mit einem Schwerpunkt 
auf Architekturpositionen des afrikanischen Kontinents und 
der afrikanischen Diaspora. Architektonisches Denkens auch 
jenseits des konkreten Bauens, als Landschaften geologi-
scher Formation, indigener und präkolonialer Architektur, 
oder der Umgang mit kolonialen Infrastrukturen und plane-

taren extraktivistischen Verstrickungen standen im Vor-
dergrund. Unter anderen wurde die Arbeit der südafri-
kanischen Architektin Sumayya Vally und der Men-
schenrechts- und Anti-Bergwerks-Aktivistin Nonhle 
Mbuthuma aus Xolobeni (INDABA 108/20) gezeigt. 
Beide Positionen waren bereits davor im Rahmen des 
AzW-Architekturfilmsommers bzw. der von SADOCC 
ko-organisierten Konferenz Inequality. A Challenge for 
AfricanEuropean Cooperation zum gemeinsamen Aus-
tausch in Wien geladen.  

Die an die Präsentationen anschließende Diskussion 
im Architekturzentrum Wien umriß die gemeinsamen 
Themen einer Architektur im Klimawandel, Debatten zu 
Öffentlichkeiten, Um-, Neu- und Weiterbau, zukünftige 
Bauweisen und nachhaltigem Material. Wenn eine 
schwarze Architektin in staatlichem Auftrag und in Zu-
sammenarbeit mit Bildungsinstitutionen das Haus der 
Volksvertretung in Kapstadt umbaut, macht das jeden-
falls Hoffnung für die Demokratie Südafrikas, aber viel-
leicht mehr noch für die Profession der Architektur. An 
diesem Abend zeigte sich vor allem, daß die Baustelle 
nicht in Südafrika zu verorten, sondern Räume der De-
mokratie mit Verschiebungen der Perspektive als ein 
kontinuierliches Bauprojekt transskalarer Baustellen zu 
verstehen ist.  

Die Unmöglichkeit der Rekonstruktion einer einzigen 
historischen Erzählung von deren Baukultur bedarf des 
begleitenden transdisziplinären wie -nationalen Aus-
tauschs zu planetaren Architekturen, gelebten Archiv-
landschaften und gesellschaftlichen Verhältnissen. Nicht 
nur wegen des außergewöhnlich guten Weins im AzW 
wäre der Weiterbau dieser Südafrika-Österreich- 
Beziehung, dieses bestehenden Raums für Dialoge 
wünschenswert. 

 

 
Marlene Wagner praktiziert, lehrt und forscht zu sozialen  

Architekturen und transformativen Prozessen. Sie lebte sieben 

Jahre in Südafrika und realisierte mit der NPO buildCollective 

sowie in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Kärnten  

und Nonhle Mbuthuma u. a. die Mzamba-Fußgängerbrücke  

im Eastern Cape. Ihre Arbeit in unterschiedlichen Kollaborationen 

mit Universitäten und NGOs wurde im AzW ausgestellt: 2006 

unter dem Titel „Un Jardin d’Hiver presents. Bottom up. Building 

for a better World“, 2014 „Think Global Build Social!“, 2021 im 

Rahmen der Einladung von Sumayya Vally. Mit  SADOCC ent-

wickelte sie den Nelson Mandela-Tag in der Seestadt Wiens. 



. . . . . . . . . . . . . . . . . REZENSION

23 INDABA   123/24

… bücher … 
Robert Ross, Things Change. Black 
Material Culture and the Deve-
lopment of a Consumer Society 
in South Africa, 1800–2020. Afrika-
Studiecentrum Series 43 (Leiden–
Boston, Brill, 2023). 187 S. 

 
Robert Ross, ehemaliger Profes-

sor für Geschichte Afrikas in Leiden, 
legt mit diesem Band eine Geschichte 
der materiellen Kultur der schwarzen 
Bevölkerung Südafrikas vor. Was aufs 
erste nach einem altmodischen eth-
nologischen Thema klingt, ist in Wirk-
lichkeit das Gegenteil.  

Dem Autor geht es gerade nicht 
um traditionelle Objekte und ihre Ein-
ordnung in eine als statisch begriffene 
tribale Ordnung, sondern um die 
Übernahme europäischer („weißer“) 
Gebrauchs- und Prestigegegen-
stände durch innovative Schichten 
der afrikanischen Gesellschaft. Mit an-
deren Worten: Ross beschreibt die 
Faszination, die westliche Kleidung, 
das Essen mit Messer und Gabel, eu-
ropäische Möbel, Radios, Fahrräder 
oder Autos auf dieselbe ausübten. 
Diese Entwicklung ermöglichte es ei-
nerseits einer zunächst schmalen, 
dann rasch wachsenden Elite, sich 
von marginalisierten „have nots“ ab-
zugrenzen, diente andererseits aber 
auch dazu, sich gegenüber den  
Angehörigen der europäischen Kolo-
nial- und späteren Apartheidsgesell-
schaft als gleichwertig zu inszenieren. 

Ross beginnt seine Darstellung in 
vor- bzw. frühkolonialer Zeit. Traditio-
nelle Führer, die den Fernhandel mit 
Elfenbein und Sklav/inn/en kontrollier-
ten, erwarben Zugang zu materiellen 
Gütern, die in eigener Produktion 
nicht hergestellt werden konnten, 
etwa Feuerwaffen oder Insignien der 

nicht, daß für nicht wenige Repräsen-
tanten des Widerstands gegen die 
Apartheid  europäisches Konsumver-
halten zur Selbstverständlichkeit 
wurde (ein Trend, den die frühen Spre-
cher der Black Consciousness-Be-
wegung interessanterweise ablehn-
ten, worauf Robert Ross hinweist).  

Der vorliegende Band versteht 
sich mit Recht als die erste systema-
tische Analyse der Entstehung einer 
Konsumgesellschaft in Südafrika. Wei-
tere Beiträge dazu werden hoffentlich 
folgen. Auch wenn der Autor eine breit 
gefächerte Kenntnis der akademi-
schen Literatur zur Geschichte Süd-
afrikas unter Beweis stellt – nicht zu-
letzt war er Mitherausgeber der neuen 
Cambridge History of South Africa –, 
basieren viele seiner Thesen auf loka-
len Fallstudien. Weithin fehlen Be-
richte von Missionaren oder Reisen-
den, von denen viele nur in Deutsch 
(oder anderen Sprachen außer Eng-
lisch) vorhanden sind. Nicht-englisch-
sprachige Literatur zu verwerten, liegt 
freilich unter der Würde von British 
Africa Historiography. Mit Recht zieht 
Ross hingegen südafrikanische Markt-
umfragen (schon aus der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts) sowie Wer-
bung in hauptsächlich von Schwarzen 
gelesenen Zeitungen als Quellen 
heran. Abgesehen von vielen neuen 
und anregenden Einsichten, die der 
Band vermittelt, bietet er auch eine 
gewisse Erklärung für das rapide Ver-
schwinden politischer Werthaltungen 
(á la „Freiheitscharta“) seit 1994 und 
die Dominanz materialistischer Inter-
essen der neureichen schwarzen 
Oberschicht im heutigen Südafrika. 
Ein Themenfeld, das einer interdiszipli-
nären und vermutlich kontroversiellen 
Debatte bedürfte. 

Walter Sauer 

Repräsentation. Diese kamen zu-
nächst nicht nur aus Europa – man 
erinnere sich an das chinesische Por-
zellan des 15. Jahrhunderts in Great 
Zimbabwe. Zunehmend begannen je-
doch europäische Waren den Markt 
zu dominieren. Missionare vermittelten 
Kleidungsstücke, Devotionalien usw., 
einheimische Wanderarbeiter brach-
ten aus den Bergwerken am Witwa-
tersrand Einrichtungs- und Haushalts-
gegenstände in ihre ländlichen 
Heimaten mit. Mit der Zeit folgten 
Flugschriften, Zeitungen, Bücher – 
auch politische. Daß es dadurch 
selbst im ruralen Ambiente zum Ver-
schwinden von Tradition und zu einer 
(„materialistischen“) Modernisierung 
kam, wurde von weißen Missionaren 
und Humanisten schon um die Wende 
zum 20. Jahrhundert kritisiert (Ross 
zitiert in diesem Zusammenhang For-
schungen unseres Beiratsmitglieds 
Kirsten Rüther). Von den Herrschern 
der 1910 de facto unabhängig ge-
wordenen Union of South Africa bzw. 
dem Apartheidregime nach 1948 
wurde die Herausbildung einer 
schwarzen Konsumgesellschaft unter-
schiedlich bewertet. Auf der einen 
Seite befürwortete man die Entste-
hung einer „schwarzen Mittelschicht“ 
(die ohnehin hauptsächlich von wei-
ßen Großhändlern kaufte) unter der 
Voraussetzung, daß sie in den Reser-
vaten bzw. euphemistisch so genann-
ten Homelands erfolgte. Auf der  
anderen Seite aber sah man zuneh-
menden Wohlstand (aber auch Bil-
dung) als eine Gefahr an, weil er die 
politisch vorgegebene Rassenhier-
archie in Frage stellte und über Kritik 
an niedrigen Löhnen und schlechten 
Wohnverhältnissen zu einer Politisie-
rung von großen Teilen der schwarzen 
Mehrheit führte. Es verwundert somit 
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Nelson Mandela-Tag 2024. Am 
18. Juli organisierte SADOCC bereits 
zum achten Mal die traditionelle Kul-
turwanderung in der Seestadt Aspern 
zum Gedenken an Nelson Mandela 
(siehe Fotoseite). Wie schon im letz-
ten Jahr fand die Eröffnung aufgrund 
von Bauarbeiten nicht auf dem Man-
dela-Platz statt, sondern auf dem 
Wangari-Maathai-Platz, der am späte-
ren Nachmittag angenehme Sitz- und 
Schattenplätze bietet. Bezirksrat Chri-
stian Stromberger verdeutlichte in sei-
ner Grußadresse die Bedeutung Nel-
son Mandelas für den Bezirk, welche 
in der Platzbenennung zu seinen Eh-
ren symbolisch in das Stadtbild ein-
geprägt wurde. In der Buchhandlung 
Seeseiten, unserer nächsten Station, 
präsentierte Wolfgang Palaver, Pro-
fessor für Theologie und Politologie 
in Innsbruck, sein Buch „Für den Frie-
den kämpfen“, eine vergleichende 
Darstellung der politischen Philoso-
phien Nelson Mandelas und Mahatma 
Gandhis. U. a. ging er dabei auf die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
in Hinblick auf Gewaltfreiheit im Wi-
derstand ein. Danach brachte die 
Sängerin Jennifer Muhozi, Starmania-
Teilnehmerin 2022, afrikanische Vibes 
in den Seepark. Ihre Auswahl an 
Songs aus Südafrika und der Demo-
kratischen Republik Kongo kontextua-
lisierte sie inhaltlich passend zum An-
laß des Mandela-Gedenktages. 

Station 4: Hermine-Dasovsky-
Platz. In einer partizipativen Perfor-
mance fügten wir Kartonschilder mit 
unspezifischen Umrissen und schwar-
zen Rändern zu dem von SADOCC 
vorgeschlagenen Nelson-Mandela-
Denkmal zusammen. Der Entwurf von 
Marcus Neustetter wurde in ein über 
drei Meter hohes  temporäres Denk-
mal „verwandelt“ und dadurch „an-
greifbar“. Nicht wenige Teilnehmer/in-
nen stellten sich die die Ausnehmung 

und nahmen die kämpferische Posi-
tion Mandelas ein. Im Nachbar_innen-
treff Yella Yella bat Lydia Williams die 
ehem. ORF-Journalistin Regina Stras-
segger und den stellvertretenden süd-
afrikanischen Botschafter Lunga 
Bengu zum Gespräch über ihre per-
sönlichen Begegnungen mit Nelson 
Mandela, über die kürzlich stattgefun-
denen Wahlen in Südafrika und ihre 
Sicht auf die Zukunft des Landes.  
Bei herrlicher Sommerabendstim-
mung klang der Abend auf dem Platz 
vor dem Yella Yella mit Jazz von Saxo-
phonist Alan Landgraf und Pianist Flo-
rian Nentwich aus, für das leibliche 
Wohl sorgte der Foodtruck von Su-
pario. 

Danke an alle Beteiligten für das 
gelungene Fest! Insbesondere an die 
SADOCC-Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern, u. a. Hilde Grammel, Katha-
rina Grascher, Helena Hornung,  
Janina Hubmann, Rusty Manuel,  
Sibongile Mzimela, Alois Pommer,  
Birgit Reiter, Manfred und Walter 
Sauer, Bernd Walzer und Lydia Wil-
liams. Und ein besonderer Dank ge-
bührt auch unseren Kooperations- 
partnern wien3420, dem Team der 
Buchhandlung Seeseiten, Supario, 
den Beteiligten des Yella Yella Nach-
bar_innentreffs, den Künstlern und 
Künstlerinnen, die maßgeblich zur  
guten Stimmung beitrugen, und 
selbstverständlich dem Bezirk Donau-
stadt, der mit seiner Kulturförderung 
einen wichtigen Beitrag dazu leistet, 
daß der Internationale Nelson-Man-
dela-Tag jährlich auch in Wien statt-
finden kann. 
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in der SADOCC-Bibliothek  

1040 Wien, Favoritenstraße 38/18/1 
 

Donnerstag, 17. Oktober 2024, 19.00 Uhr 
 

Tour d'Horizont South Africa 
Talking to the South African Ambassador 

   Rapulane Molekane 
 

Once more, South Africa is in the spotlight – parliamentary elections in May 
this year, the formation of a „Government of National Unity“ and remarkable 
initiatives in the field of foreign policy are some of the developments which 
deserve our attention. For the second time already, this FORUM provides 
an opportunity to discuss these and other issues with an insider who is no 
stranger to the SADOCC community.   
Ambassador Rapulane Molekane, born and educated in Soweto/Johannes-
burg, started his political activism with the Young Christian Students (YCS) 
and was President of the Soweto Youth Congress (SOYCO) in the mid-
1980s and Secretary-General of the ANC Youth League 1990-94. After 
serving in Parliament for one periode, he joined Foreign Affairs and became 
South African High Commissioner to Ghana, Deputy Director-General:  
Europe and then Ambassador to France. Since 2019, he serves as South 
African Ambassador to Austria, Slovenia and Slovakia and Permanent Rep-
resentative of South Africa to the International Organisations in Vienna.
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NEUERSCHEINUNG

Mit (tlw. Original-) Beiträgen von Hans Außerhuber, Bernhard Bouzek, Gregor Dohle, Eva Enichlmayr, 
Peter Fleissner, Ingrid Gaisrucker, Wolfgang Gasser, Anna Hable-Mayer, Gerald Hödl, Barbara Keller, 

Adalbert Krims, Evelyn Martin, Margit Niederhuber, Eva Rauter, Walter Sauer, Walter Stach,  
Gabriele Stöger, Moritz Stroh, Martina Thaler-Schönfeld und Edith Zitz. 

 
Erhältlich zum Preis von 20 Euro bei SADOCC (Selbstabholung während der Bürozeiten  

bzw. plus 3 Euro Porto bei Versand. Kontakt: office@sadocc.at) oder über den Buchhandel  
(ISBN 978-3-200-09698-1). 


